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Vorwort

Bereits seit dem Jahr 1970 gilt in Niedersachsen das Niedersächsische Erwachsenenbildungsgesetz 
(NEBG). Die Ausgestaltung der Weiterbildungsgesetze ist in Deutschland Ländersache und variiert von 
daher mehr oder weniger stark. Mit dem NEBG gelten für Niedersachsen seit rund 50 Jahren das Recht 
auf Bildung, auf lebensbegleitendes Lernen sowie die Mitgestaltung der Gesellschaft als wichtigste  
Bildungsziele (Vgl. § 1 NEBG). Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit korrespondiert dabei mit 
der staatlichen Pflicht zur Förderung der Erwachsenenbildung in öffentlicher Verantwortung.

Darüber hinaus stellten gesellschaftliche Veränderungen sowie der rasante technische Fortschritt die 
Erwachsenen und ihre Bildungseinrichtungen in diesen fünf Jahrzehnten immer wieder vor neue Aufga-
ben und Herausforderungen. Dem lebensbegleitenden Lernen kommt eine überaus wichtige Bedeutung 
zu: Es ist das Handwerkszeug, um die zunehmenden Wachstums- und Integrationsherausforderungen 
unserer Gesellschaft adäquat zu bewältigen. Bildung ermöglicht gesellschaftliche Teilhabe, sozialen Auf-
stieg sowie die Entdeckung und Entfaltung vielseitiger, individueller Talente und Kompetenzen. Auch die 
moderate Weiterentwicklung des gesetzlichen Rahmens ist vor diesem Hintergrund in den vergangenen 
Jahrzehnten kontinuierlich erfolgt.

So bildet und sichert das NEBG die Basis der Erwachsenenbildungsangebote in Niedersachsen: flächen-
deckend, allen offen stehend, in großer inhaltlicher Breite und hoher pädagogischer Qualität.

Alle neun niedersächsischen Bildungseinrichtungen des Niedersächsischen Bundes für freie Erwach-
senenbildung e. V. (nbeb) haben sich diesem im Gesetz verankerten Bildungsauftrag verschrieben. Sie 
konzipieren und führen Bildungsangebote durch, die sich mit gesellschaftlichen Themenbereichen wie 
Alphabetisierung und Grundbildung, Demokratie, Inklusion, Integration und Digitalisierung beschäftigen.

Der nbeb hat dabei die Aufgabe, die Interessen seiner Mitgliedsverbände und -einrichtungen zu bündeln 
und diese in der niedersächsischen Landespolitik zu vertreten.

Der nbeb ist darüber hinaus Träger der Agentur für Erwachsenenbildung (AEWB). Diese hat die Aufgabe 
der Durchführung der Verwaltungsaufgaben übernommen, die sich aus den Gesetzen und Verordnungen 
ergeben. Darüber hinaus wirkt sie an der Mitarbeiterfortbildung, Qualitätssicherung und Förderung der 
einrichtungsübergreifenden Zusammenarbeit mit.

nbeb, AEWB und die 87 öffentlich anerkannten Bildungseinrichtungen engagieren sich gemeinsam für 
eine starke und zukunftsfähige Erwachsenenbildung in Niedersachsen.

Dr. Martin Dust

Geschäftsführer
Agentur für Erwachsenen- 
und Weiterbildung

Prof. Dr. Gerhard Wegner

Vorsitzender
Niedersächsischer Bundes für 
freie Erwachsenenbildung e. V. 
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Niedersächsisches Erwachsenenbildungsgesetz 
(NEBG)

Vom 17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430), 

letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. November 2004  
(Nds. GVBl. S. 508). Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Stellung und Aufgabe der Erwachsenenbildung

(1) 	� Die Erwachsenenbildung ist ein eigenständiger, gleichberechtigter Teil des Bildungswesens. Sie 
umfasst die allgemeine, politische, kulturelle und berufliche Bildung. Ihre Aufgabe ist die Bildungs- 
beratung sowie die Planung und Durchführung von Maßnahmen, die der Stärkung der Persönlichkeit, 
der Gestaltung des Übergangs von der allgemeinen zur beruflichen Bildung und der Fortsetzung 
oder Wiederaufnahme organisierten Lernens dienen.

(2) 	� Den Inhalt der Erwachsenenbildung bestimmen die Bildungsbedürfnisse der Erwachsenen. Die  
Erwachsenenbildung soll allen Menschen, unabhängig von ihrem Geschlecht und Alter, ihrer  
Bildung, sozialen oder beruflichen Stellung, ihrer politischen oder weltanschaulichen Orientierung 
und ihrer Nationalität, die Chance bieten, sich die für die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die 
Mitgestaltung der Gesellschaft erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten anzueignen.

§ 2

Grundsätze der staatlichen Förderung

(1) 	� Das Land fördert die Erwachsenenbildung durch Finanzhilfen nach Maßgabe der jährlichen  
Festsetzungen im Haushaltsplan. Ziel der Förderung ist es, ein plurales, bedarfsgerechtes und  
flächendeckendes Bildungsangebot zu schaffen und zu erhalten.

(2) 	 Finanzhilfe erhalten
	 1. 	� die Träger der Einrichtungen auf kommunaler Ebene (in der Regel Volkshochschulen)  

gemäß § 6,
	 2. 	 Landeseinrichtungen gemäß § 5 sowie
	 3. 	 Heimvolkshochschulen gemäß § 7,
	 wenn ihre Finanzhilfeberechtigung gemäß § 3 festgestellt worden ist.

(3) 	� Die staatliche Förderung lässt die Eigenständigkeit der Einrichtungen oder ihrer Träger, die  
selbstständige Gestaltung des Angebots und die Auswahl des Personals unberührt.

§ 3

Finanzhilfeberechtigung

(1) 	� Das Fachministerium stellt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 die Finanzhilfeberechtigung von Ein- 
richtungen auf kommunaler Ebene, Landeseinrichtungen und Heimvolkshochschulen fest, wenn

	 1. 	� in dem von der Einrichtung vorgesehenen regionalen und inhaltlichen Arbeitsbereich ein Bedarf 
besteht, und wenn die Einrichtungen

NEBG
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	 2. 	 weit überwiegend der Erwachsenenbildung dienen,
	 3. 	 allen offen stehen und die Teilnahme freistellen,
	 4. 	 juristische Personen mit Sitz in Niedersachsen sind,
	 5. 	� regelmäßig ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nachweisen und die Gewähr der Dauer  

bieten,
	 6. 	 ihren hauptsächlichen Arbeitsbereich im Land Niedersachsen haben,
	 7. 	� Leistungen in eigener pädagogischer Verantwortung nachweisen, die nach Zielsetzung,  

thematischer Breite und Qualität eine Förderung rechtfertigen,
	 8. 	� unter hauptberuflicher Leitung langfristig und pädagogisch planmäßig arbeiten und jährlich  

Berichte über ihre Arbeitsergebnisse vorlegen,
	 9. 	� ihre Bildungsarbeit regelmäßig evaluieren lassen und laufend Qualitätssicherungsmaßnahmen 

durchführen (§ 10),
	 10. 	�die Fortbildung ihres hauptberuflichen, nebenberuflichen und ehrenamtlichen Personals  

sicherstellen und
	 11. 	�vor dem Zeitpunkt der Antragstellung wenigstens drei Jahre bestanden und während dieser 

Zeit die Voraussetzungen nach den Nummern 2 bis 9 sowie den Absätzen 2 und 3 erfüllt  
haben.

	� Die Finanzhilfeberechtigung setzt voraus, dass im jeweiligen Kalenderjahr als Mindestleistungs- 
umfang nachgewiesen wird

	 1. 	 für eine Landeseinrichtung mindestens 30.000 Unterrichtsstunden,
	 2. 	� für eine Einrichtung auf kommunaler Ebene mindestens 70 Unterrichtsstunden je 1.000  

Einwohner,
	 3. 	 für eine Heimvolkshochschule mindestens 4.000 Teilnehmertage.

	� Bei der Ermittlung der Unterrichtsstunden nach Satz 2 Nrn. 1 und 2 ist § 8 Abs. 3 Sätze 1, 2 und  
4 bis 6, bei der Ermittlung der Teilnehmertage nach Satz 2 Nr. 3 ist § 8 Abs. 3 Sätze 1 bis 6  
anzuwenden.

(2) 	� Wird die Einrichtung in der Rechtsform einer juristischen Person des privaten Rechts betrieben, 
so muss sie gemeinnützig im Sinne des Steuerrechts sein. Wird eine rechtlich unselbstständige 
Einrichtung von einer juristischen Person des privaten Rechts getragen, so muss der Träger die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 4 und des Satzes 1 erfüllen.

(3) 	� Die Finanzhilfeberechtigung von Landeseinrichtungen setzt weiter voraus, dass diese Leistungen 
nach Absatz 1 Nr. 7 im Gebiet jedes der bis zum 31. Dezember 2004 bestehenden Regierungs- 
bezirke nachweisen. Die Finanzhilfeberechtigung von Heimvolkshochschulen setzt weiter voraus, 
dass diese einen Internats- und Wirtschaftsbetrieb unterhalten, der fester Bestandteil ihrer beson-
deren Arbeitsweise ist, und dass ihr hauptberufliches pädagogisches Personal bei der Durchführung 
der Bildungsmaßnahmen unmittelbar pädagogisch tätig ist.

(4) 	� Die Feststellung nach Absatz 1 kann versagt werden, wenn die eingeplanten Fördermittel voraus-
sichtlich nicht ausreichen werden, um die Funktionsfähigkeit aller zu fördernden Einrichtungen zu 
gewährleisten.

(5) 	 Nicht finanzhilfeberechtigt sind Einrichtungen, die
	 1. 	 überwiegend Sonderinteressen dienen oder sich überwiegend Spezialgebieten widmen,
	 2. 	 überwiegend der unmittelbaren beruflichen Aus- und Fortbildung dienen,
	 3. 	� der Gewinnerzielung dienen oder sonst gewerblich oder in Anlehnung an ein gewerbliches
		  Unternehmen betrieben werden.

(6) 	� Die Feststellung der Finanzhilfeberechtigung ist schriftlich beim Fachministerium zu beantragen. 
Sie kann rückwirkend erfolgen, frühestens jedoch mit Wirkung zum Beginn des Kalenderjahres der 
Antragstellung.

(7) 	� Das Nähere darüber, wann eine Einrichtung weit überwiegend der Erwachsenenbildung dient  
(Abs.1 Satz 1 Nr. 2), in welchen Abständen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit nachzuweisen 
ist (Abs. 1 Satz 1 Nr. 5) und wann die in Absatz 5 genannten Zwecke überwiegen, wird von der  
Landesregierung durch Verordnung geregelt.

NEBG
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§ 4

Aufteilung und Verwendung der Finanzhilfen, Ausschlussfrist

(1) 	� Im Haushaltsplan des Landes wird die Finanzhilfe in Gesamtansätze jeweils für die Förderung der 
Bildungsarbeit der Einrichtungen auf kommunaler Ebene, der Heimvolkshochschulen sowie der 
Landeseinrichtungen aufgeteilt. Das Verhältnis dieser Gesamtansätze untereinander darf durch den 
Haushaltsvollzug nicht verändert werden. Die den Trägern der Einrichtungen der Erwachsenen- 
bildung zufließende Finanzhilfe ist für die Bildungsarbeit der Einrichtungen zu verwenden.

(2) 	� Die Gesamtansätze der Einrichtungen auf kommunaler Ebene, der Heimvolkshochschulen sowie 
der Landeseinrichtungen werden zur Berechnung der Gesamtförderung der einzelnen Einrichtung 
jeweils in Ansätze für eine Grund- und eine Leistungsförderung aufgeteilt.

(3) 	� Der Anspruch auf Finanzhilfe kann nur bis zum 30. Juni des Folgejahres geltend gemacht werden 
(Ausschlussfrist). Auf Antrag gewährt das Land Abschlagszahlungen. Die Landesregierung wird  
ermächtigt, durch Verordnung zu bestimmen, welche Nachweise zur Geltendmachung des  
Anspruchs auf Finanzhilfe oder zur Gewährung von Abschlagszahlungen vorzulegen sind.

(4) 	� Das Fachministerium kann jeweils mit allen Landeseinrichtungen, allen Heimvolkshochschulen oder 
allen Einrichtungen auf kommunaler Ebene eine Vereinbarung über die Aufteilung des Gesamt- 
ansatzes auf die einzelnen Einrichtungen für einen Zeitraum von drei Jahren schließen. Das  
Fachministerium soll den Dachverband der Erwachsenenbildung (§ 11) mit der Führung der  
Vertragsverhandlungen beauftragen. In der Vereinbarung sind die Grundsätze der §§ 5 bis 7 zu  
berücksichtigen und Bestimmungen gemäß § 5 Abs. 6 zu treffen. Eine Vereinbarung nach Satz 1 
wird nur wirksam, wenn ihr jeweils alle Landeseinrichtungen, Heimvolkshochschulen oder Einrich-
tungen auf kommunaler Ebene zugestimmt haben.

§ 5

Finanzhilfe für Landeseinrichtungen

(1) 	� Die Grund- und die Leistungsförderung umfassen jeweils 50 vom Hundert des für die Landes- 
einrichtungen vorgesehenen Gesamtansatzes. Der Anteil der jeweiligen Landeseinrichtung am  
Gesamtansatz wird für einen Dreijahreszeitraum festgeschrieben.

(2) 	� Die Grundförderung wird nach dem Anteil der jeweiligen Einrichtung an der Gesamtfinanzhilfe für 
Landeseinrichtungen im Durchschnitt der letzten drei Kalenderjahre vor dem Dreijahreszeitraum 
verteilt.

(3) 	� Die Leistungsförderung wird nach dem Anteil der jeweiligen Einrichtung an dem Gesamtarbeits- 
umfang der berücksichtigungsfähigen Bildungsmaßnahmen aller Landeseinrichtungen verteilt. Der 
jeweilige Arbeitsumfang und der Gesamtarbeitsumfang werden in Unterrichtsstunden ermittelt, 
die im Durchschnitt im vorvergangenen und den beiden davorliegenden Kalenderjahren geleistet  
wurden und nach den Maßgaben des § 8 Abs. 3 Sätze 1, 2 und 4 bis 6 zu gewichten sind.

(4) 	� Die Steigerung des sich nach den Absätzen 1 bis 3 ergebenden Anteils der Einrichtung am Gesamt-
ansatz gegenüber dem vorherigen Dreijahreszeitraum wird auf 7,5 vom Hundert begrenzt. Ergibt 
sich aus der Begrenzung ein verbleibender Betrag, so wird dieser entsprechend den Anteilen nach 
den Absätzen 1 bis 3 und Satz 1 auf alle Einrichtungen verteilt.

(5) 	� Ändert sich die Gesamtzahl der finanzhilfeberechtigten Einrichtungen, so werden die Anteile nach 
Absatz 4 mit Wirkung für das nächste Haushaltsjahr für die Zeit bis zum Ablauf des Dreijahres- 
zeitraums angepasst.

(6) 	� Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung, in welcher Bandbreite der Arbeitsumfang (Abs.3 
Satz 2) jährlich zu erfüllen ist. Wird die Untergrenze der Bandbreite nach Satz 1 nicht erreicht, 
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so ist die Gesamtförderung der Einrichtung mit Rückwirkung auf das dem tatsächlichen Arbeits-
umfang entsprechende Maß zu verringern. Wird der Mindestleistungsumfang unterschritten (§ 3  
Abs. 1 Satz 2), so kann die für das jeweilige Kalenderjahr geleistete Finanzhilfe in vollem Umfang 
zurückgefordert werden.

§ 6

Finanzhilfe für Einrichtungen auf kommunaler Ebene

(1) 	� Die Finanzhilfen für die Förderung der Einrichtungen auf kommunaler Ebene nach den Vorgaben 
dieses Gesetzes leistet das Land an deren Träger.

(2) 	� Die Grundförderung umfasst 30 vom Hundert und die Leistungsförderung 70 vom Hundert des für 
die Einrichtungen auf kommunaler Ebene vorgesehenen Gesamtansatzes.

(3) 	� Die Grundförderung wird einwohnerbezogen auf das jeweilige Einzugsgebiet der Einrichtungen  
aufgeteilt, berechnet nach den Einwohnerzahlen zum 31. Dezember des vorvergangenen Kalender- 
jahres. Die Einwohnerzahlen werden zur Förderung des ländlichen Raums mit einem Faktor  
gewichtet, dessen Höhe innerhalb des Rahmens von 1,1 bis 3,5 vom Fachministerium durch  
Verordnung festgelegt wird. Die Verordnung bestimmt außerdem das jeweilige Einzugsgebiet der 
Einrichtungen. Ländlicher Raum ist der Raum außerhalb der Oberzentren. Bei der Gewichtung sind 
die Einwohnerdichte und die Höhe der Gesamteinwohnerzahl im Einzugsbereich zu berücksichtigen.

(4) 	� Die Leistungsförderung wird nach dem Anteil der jeweiligen Einrichtung auf kommunaler Ebene 
an dem Gesamtarbeitsumfang der berücksichtigungsfähigen Bildungsmaßnahmen aller Volkshoch-
schulen verteilt.

(5) 	 § 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.

§ 7

Finanzhilfe für Heimvolkshochschulen

(1) 	� Die Grund- und die Leistungsförderung umfassen jeweils 50 vom Hundert des für die Heimvolks-
hochschulen vorgesehenen Gesamtansatzes. Dabei werden höchstens 12.000 anerkennungsfähige 
Teilnehmertage berücksichtigt.

(2) 	� Die Grundförderung wird in gleichen Beträgen auf alle finanzhilfeberechtigten Heimvolkshoch- 
schulen aufgeteilt.

(3) 	� Die Leistungsförderung wird nach dem Anteil der jeweiligen Heimvolkshochschule an dem in  
Teilnehmertagen ermittelten und nach Maßgabe des § 8 Abs. 3 Sätze 1 bis 6 gewichteten Gesamt-
arbeitsumfang der berücksichtigungsfähigen Bildungsmaßnahmen aller Heimvolkshochschulen  
verteilt.

(4) 	 § 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.

§ 8

Berücksichtigungsfähige Bildungsmaßnahmen

(1) 	� Bei der Ermittlung des Arbeitsumfangs werden nur Bildungsmaßnahmen berücksichtigt, welche  
die betreffende Einrichtung unter ihrem Namen angekündigt und in eigener pädagogischer Verant-
wortung durchgeführt hat. Werden örtliche Ausrichter für die Durchführung in Anspruch genommen, 
so muss die pädagogische Verantwortung eine bestimmende Einflussnahme auf

	 1. 	 Thema, Inhalt und Methode der Bildungsmaßnahme,
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	 2. 	 die Auswahl der Dozentinnen und Dozenten sowie
	 3. 	 die Veranstaltungsform 
	 einschließen.

(2) 	 Bildungsmaßnahmen,
	 1. 	 die aus Bundesmitteln oder aus Mitteln von Bundesanstalten gefördert werden,
	 2. 	� bei denen mehr als die Hälfte der Teilnehmenden zu den ihnen entstehenden Kosten  

Zuschüsse nach dem Dritten Buch des Sozialgesetzbuchs – Arbeitsförderung – erhalten,
	� werden für Einrichtungen auf kommunaler Ebene und für Landeseinrichtungen nur zu 35 vom  

Hundert auf den Arbeitsumfang angerechnet. Für diese Bildungsmaßnahmen kann bei der  
Ermittlung des Leistungsumfangs der erhöhende Faktor (Absatz 3 Satz 2) in diesen Einrichtungen 
nicht angewendet werden.

(3) 	� Bildungsmaßnahmen, die den besonderen gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechen, sind 
Maßnahmen

	 1. 	 der politischen, wert- und normenorientierten Bildung,
	 2. 	 zu ökonomischen und ökologischen Grundfragen,
	 3. 	� des Zweiten Bildungsweges, der Alphabetisierung sowie Maßnahmen, die die Integration von 

Zuwanderern zum Ziel haben,
	 4. 	 zum Abbau geschlechtsspezifischer Benachteiligungen,
	 5. 	 der Qualifizierung zur Ausübung von Ehrenämtern und freiwilligen Diensten,
	 6. 	� die geeignet sind, die soziale Eingliederung von Menschen mit Behinderungen zu fördern oder 

deren spezifische Benachteiligung zu mildern oder auszugleichen,
	 7. 	 zur Eltern- und Familienbildung,
	 8. 	� für junge Erwachsene zur Unterstützung bei der persönlichen und beruflichen Orientierung in 

der Übergangsphase von der Schule zum Beruf,
	 9. 	 zur Orientierung und Qualifizierung mit dem Ziel der Eingliederung in das Erwerbsleben,
	 10. 	zur wirtschaftlichen und sozialen Strukturverbesserung im ländlichen Raum,
	 11. 	die der qualitativen Weiterentwicklung von Kindergarten und Schule dienen,
	 12. 	in Kooperation mit Hochschulen und deren Einrichtungen, wenn damit
		  a) 	wissenschaftliche Erkenntnisse vermittelt werden,
		  b) 	die Übergänge vom Beruf oder von der Schule zur Hochschule verbessert werden,
		  c) 	� Einrichtungen der Erwachsenenbildung Lehranteile der Hochschule auf der Grundlage von 

Vereinbarungen übernehmen oder
		  d) 	neue Vermittlungsformen erprobt werden.
	� Bildungsmaßnahmen, die besonderen gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechen, werden 

mit einem erhöhenden Faktor von 1,5 bis 3,5 gewichtet. Bei der Ermittlung des Arbeitsumfangs  
von Heimvolkshochschulen werden Bildungsmaßnahmen von längerer Dauer (Maßnahmen mit  
mindestens acht Übernachtungen) ebenfalls mit einem erhöhenden Faktor von 1,1 bis 1,5 gewich-
tet. Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung die Höhe der Faktoren nach den Sätzen 2 
und 3. Die Verordnung kann innerhalb des durch Satz 2 bestimmten Rahmens für die drei Einrich-
tungsgruppen sowie für die Nummern 1 bis 12 des Satzes 1 besondere Faktoren vorsehen. Dabei 
sind die unterschiedlichen Entwicklungen in den drei Einrichtungsgruppen und das Ausmaß des 
gesellschaftlichen Erfordernisses zu berücksichtigen.

(4) 	 Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verordnung näher zu bestimmen,
	 1. 	� welche Anforderungen, auch im Hinblick auf die Interessen der Teilnehmenden, an die Ankün-

digung einer Bildungsmaßnahme (Absatz 1 Satz 1) zu stellen sind,
	 2. 	� unter welchen Voraussetzungen die eigene pädagogische Verantwortung der Einrichtung  

(Absatz 1 Sätze 1 und 2), auch im Fall einer gemeinsamen Wahrnehmung oder der Inanspruch-
nahme örtlicher Ausrichter, gewährleistet ist,

	 3. 	� unter welchen formalen Voraussetzungen Bildungsmaßnahmen, Unterrichtsstunden und  
Teilnehmertage zu berücksichtigen sind,

	 4. 	� welche Bildungsmaßnahmen deshalb nicht zu berücksichtigen sind, weil sie ihrem Inhalt nach 
eine Förderung nicht rechtfertigen, und

	 5. 	� welche inhaltlichen Anforderungen Bildungsmaßnahmen erfüllen müssen, die besonderen  
gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechen.
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§ 9

Landesverbände, Kooperation von Einrichtungen

(1) 	� Das Fachministerium kann durch Verordnung bestimmen, dass Anteile der Gesamtansätze der  
Einrichtungen auf kommunaler Ebene, der Heimvolkshochschulen und der Landeseinrichtungen  
(§ 4 Abs. 1) der Förderung von Dachverbandsaufgaben vorbehalten bleiben. Aufgaben nach Satz 1 
sind insbesondere die Mitarbeiterfortbildung, die Mitwirkung an der Qualitätssicherung, die Entwick-
lung und Evaluation der Einrichtungen, die Förderung und Begleitung einrichtungsübergreifender 
Formen der Zusammenarbeit, die Förderung von Modellkursen nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 5, 9 
und 10 in dünn besiedelten ländlichen Räumen mit weniger als 120 Einwohnern je Quadratkilometer 
sowie die Unterstützung der Zusammenarbeit mit Einrichtungen und Verbänden der Erwachsenen-
bildung im europäischen und außereuropäischen Ausland.

(2) 	� Wenn nach diesem Gesetz anerkannte Einrichtungen zusammenarbeiten, Teilbereiche ihrer Einrich- 
tungen gemeinsam verwalten, gemeinsame Einrichtungsgruppen bilden, einrichtungsformüber- 
greifend zusammenarbeiten oder sich zusammenschließen, so wird die Höhe der Förderung  
dadurch nicht betroffen, soweit der Arbeitsumfang der Einrichtungen die jeweils festgelegte Unter-
grenze (§ 5 Abs. 6 Satz 1) weiterhin erreicht; § 5 Abs. 6 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) 	� Das Fachministerium kann für Einrichtungen im Sinne des Absatzes 2 auf Antrag Ausnahmen  
von § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 zulassen, wenn sichergestellt ist, dass den Anforderungen jener Vor-
schrift im Rahmen der Zusammenarbeit Rechnung getragen wird. Das Fachministerium kann die 
Genehmigung nach Satz 1 mit der Maßgabe versehen, dass die Finanzhilfe für die antragstellende 
Einrichtung nach Ablauf von drei Jahren in angemessenem Umfang gekürzt werden kann.

§ 10

Qualitätssicherung und Evaluation

(1) 	� Die nach diesem Gesetz geförderten Einrichtungen haben durch geeignete Maßnahmen darauf  
hinzuwirken, dass die Qualität ihrer pädagogischen Arbeit gesichert und laufend verbessert wird. 
Diese Maßnahmen sind zu dokumentieren. Die Dokumentation ist auf Verlangen dem Fachminis- 
terium vorzulegen.

(2) 	� Die nach diesem Gesetz geförderten Einrichtungen sind verpflichtet, ihre Bildungsarbeit alle vier 
Jahre durch Dritte evaluieren zu lassen und die Ergebnisse zu dokumentieren. Gegenstände der 
Evaluation sind insbesondere die Qualität der Bildungsarbeit, die Zahl und die Qualifikation des 
hauptberuflichen und nebenberuflichen Personals sowie Maßnahmen der Qualitätssicherung und 
-entwicklung. Die Ergebnisse sind auf Verlangen dem Fachministerium vorzulegen.

§ 11

Übertragung von Aufgaben, Agentur für Erwachsenen- und Weiterbildung

(1) 	� Das Fachministerium kann einem Dachverband der Erwachsenenbildung mit dessen Einverständnis 
und gegen Erstattung der persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten Verwaltungsaufgaben 
übertragen, die sich aus der Durchführung dieses Gesetzes ergeben. Der Dachverband hat zur 
Erledigung der ihm übertragenen Aufgaben eine organisatorisch selbstständige Stelle (Agentur für 
Erwachsenen- und Weiterbildung) zu bilden, die der Fachaufsicht des Fachministeriums und der 
Prüfung und Überwachung durch den Landesrechnungshof unterliegt.

(2) 	� Die Übertragung kann auf Aufgaben ausgedehnt werden, die sich zwar nicht unmittelbar aus der 
Durchführung dieses Gesetzes ergeben, aber in einem engen sachlichen Zusammenhang damit 
stehen, wenn das Land ein Interesse an der einheitlichen Erfüllung dieser Aufgabe hat.
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(3) 	� Der beauftragte Dachverband ist befugt, durch die Agentur für Erwachsenen- und Weiterbildung  
alle die Finanzhilfe betreffenden Angaben sowie die Verwendung der Mittel an Ort und Stelle zu 
überprüfen, die erforderlichen Unterlagen einzusehen und Auskünfte zu verlangen.

§ 12

Prüfung durch den Landesrechnungshof

Der Landesrechnungshof ist berechtigt, die Nachweise, die für die Festsetzung der Finanzhilfen von den 
Empfängern und Einrichtungen zu erbringen sind, sowie die Verwendung der Mittel an Ort und Stelle zu 
überprüfen, die erforderlichen Unterlagen einzusehen und Auskünfte zu verlangen.

§ 13

Übergangsvorschriften

(1) 	� Eine auf dem bisherigen Recht beruhende Anerkennung einer Landeseinrichtung oder Heim-
volkshochschule gilt, wenn sie über den 31. Dezember 2004 hinaus gültig gewesen wäre, als  
Finanzhilfeberechtigung nach § 3 Abs. 1 fort. Eine Einrichtung auf kommunaler Ebene, die nach 
dem bisherigen Recht von der zuständigen kommunalen Gebietskörperschaft Mittel nach diesem  
Gesetz erhalten hat, gilt als finanzhilfeberechtigt im Sinne des § 3 Abs. 1. Die auf Satz 2 beruhende  
Finanzhilfeberechtigung einer Einrichtung auf kommunaler Ebene ist zu widerrufen, wenn diese nicht 
bis zum 31. Dezember 2007 die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 erfüllt.

(2) 	� Für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 gilt § 4 Abs. 4 entsprechend und § 5 Abs. 4 Satz 1 mit der 
Maßgabe, dass die Steigerung für das Jahr 2005 auf 2,5 vom Hundert und für das Jahr 2006 auf  
5 vom Hundert begrenzt wird.

(3) 	� Für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 wird die Leistungsförderung der Landeseinrichtungen nach  
§ 5 Abs. 3 ohne Anwendung eines erhöhenden Faktors und für die Haushaltsjahre 2008 bis 2010 
auf der Basis der durchschnittlichen und nach Maßgabe des § 8 Abs. 3 Sätze 1, 2 und 4 bis 6  
gewichteten Unterrichtsstunden der Jahre 2005 und 2006 errechnet.

(4) 	� Für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 wird die Leistungsförderung der Einrichtungen auf kommu- 
naler Ebene auf der Basis der durchschnittlichen Unterrichtsstunden der Jahre 2001 bis 2003  
errechnet, wobei nur auf Unterrichtsstunden, die nach dem bisher geltenden Recht als gemeinwohl-
orientiert anerkannt wurden, der erhöhende Faktor von 3,3 angewendet wird.

(5) 	� Für Heimvolkshochschulen werden die für das Jahr 2004 geltenden Anteile und Leistungsanfor- 
derungen für die Jahre 2005 bis 2007 weiterhin angewendet.

§ 14

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft.
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Verordnung zur Durchführung des Nieder- 
sächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes 
(DVO-NEBG)

DVO-NEBG

Letzte berücksichtigte Änderung: §§ 3, 4, 5 und 8 geändert durch Verordnung vom 20. November 2018 
(Nds. GVBl. S. 249)

Aufgrund des § 3 Abs. 7, des § 4 Abs. 3 Satz 3 und des § 8 Abs. 4 des Niedersächsischen Erwachsenen-
bildungsgesetzes (NEBG) vom 17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. November 2004 (Nds. GVBl. S. 508), wird verordnet:

§ 1

Finanzhilfeberechtigung

(1) 	� Bei der Beurteilung des Überwiegens nach § 3 Abs. 5 Nrn. 1 und 2 NEBG ist bei Volkshochschulen 
und bei Landeseinrichtungen auf die Zahl der Unterrichtsstunden und bei Heimvolkshochschulen 
auf die Zahl der Teilnehmertage abzustellen; dabei bleiben Bildungsmaßnahmen, die nach § 3 nicht 
auf den Arbeitsumfang angerechnet werden, unberücksichtigt.

(2) 	� ¹ Die Einrichtung dient weit überwiegend im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NEBG der Erwachse-
nenbildung, wenn auf Maßnahmen der Erwachsenenbildung ein Anteil von mindestens zwei Dritteln 
der gesamten Tätigkeit der Einrichtung entfällt. ² Absatz 1 gilt entsprechend. ³ Nimmt die Einrichtung 
neben der Bildungsarbeit sonstige Aufgaben wahr, so ist abweichend von Satz 2 der Anteil der  
Personal-, Sach- und Investitionskosten an den Gesamtkosten maßgeblich.

(3) 	 Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 NEBG) ist jährlich nachzuweisen.

§ 2

Nachweise

(1) 	� ¹ Der für die Feststellung der Finanzhilfe maßgebliche Arbeitsumfang ist auf einem Vordruck des 
Fachministeriums schriftlich oder in elektronischer Form nachzuweisen. ² Das Vorliegen der Voraus-
setzungen nach § 8 Abs. 1 NEBG ist zu bestätigen.

(2) 	� Die Heimvolkshochschulen haben darzulegen, in welchem Umfang ihr hauptberuflich beschäftigtes 
pädagogisches Personal (§ 6 Abs. 2) an den durchgeführten Bildungsmaßnahmen im Jahresdurch-
schnitt mitwirkt und welcher Art die Mitwirkung ist.

§ 3

Berücksichtigungsfähiger Arbeitsumfang

Nicht auf den Arbeitsumfang angerechnet werden Bildungsmaßnahmen, die

	 1. 	� nicht allen Erwachsenen offen stehen, es sei denn, dass eine bestimmte Auswahl des  
Kreises der Teilnehmenden aus besonderen Gründen geboten ist, wie insbesondere in dem 
Fall, dass für die Teilnahme an der Maßnahme vergleichbare Bildungs- oder Erfahrungsvoraus-
setzungen erforderlich sind, sich dies aus der Ankündigung (§ 5) ergibt und bei der Auswahl 
nicht auf die Zugehörigkeit zu Parteien, politischen Vereinigungen, Bürgerinitiativen, Gewerk-
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schaften, Religionsgemeinschaften, Arbeitgeberverbänden oder ähnlichen Vereinigungen ab-
gestellt wird,

	 2. 	� einer betriebsinternen und betriebsorientierten Weiterbildung dienen, die sich gezielt an die  
Mitarbeiterschaft einzelner oder mehrerer Arbeitgeber richtet und spezifische auf den Arbeits-
platz bezogene Inhalte vermittelt, es sei denn, es handelt sich um Maßnahmen nach § 7 Abs. 
15 bis 19,

	 3. 	� unter Inanspruchnahme eines örtlichen Ausrichters durchgeführt werden, der über eigenes 
hauptberuflich beschäftigtes pädagogisches Personal verfügt, es sei denn, dass die Einrich-
tung für die betreffenden Bildungsmaßnahmen auf der Grundlage einer mehrjährigen engen 
Zusammenarbeit mit dem örtlichen Ausrichter die pädagogische Verantwortung durch eigenes, 
dafür besonders qualifiziertes pädagogisches Personal selbst wahrnimmt,

	 4. 	� unter Inanspruchnahme eines örtlichen Ausrichters durchgeführt werden, der erwerbswirt-
schaftlich tätig ist oder die erwerbswirtschaftliche Tätigkeit anderer unterstützt,

	 5. 	 überwiegend der Ausübung und nicht dem Erlernen von Fertigkeiten dienen,
	 6. 	 Erholung oder Unterhaltung zum Ziel haben,
	 7. 	 touristischen Charakter haben oder Studienreisen und Studienfahrten sind,
	 8. 	� auf sportliche Weiterbildung, Selbstverteidigung, Erste Hilfe oder Gymnastik einschließlich  

Pflege-, Kranken- und Schwangerschaftsgymnastik gerichtet sind,
	 9. 	 dem Erwerb von Berechtigungen zum Führen von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen dienen,
	 10. 	dem Erwerb von Jagd- oder Fischereischeinen oder ähnlicher Berechtigung dienen oder
	 11. 	dem Erwerb esoterischer, astrologischer oder vergleichbarer Techniken dienen.

§ 4

Anforderungen an Bildungsmaßnahmen, 
Unterrichtsstunden und Teilnehmertage

(1) 	� ¹ Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. ² Weicht der Unterrichtstakt von Satz 1 ab, so ist die 
Gesamtdauer der Maßnahme rechnerisch in Unterrichtsstunden zu ermitteln; Bruchteile bleiben 
unberücksichtigt.

(2) 	� Für eine Bildungsmaßnahme müssen mindestens sieben Teilnehmende eingeschrieben sein, wobei 
bei Bildungsmaßnahmen nach § 7 Abs. 10 Familienangehörige oder betreuende Personen als  
Teilnehmende gezählt werden, wenn ihre Anwesenheit zur Betreuung erforderlich ist.

	� Für Bildungsmaßnahmen nach §7 Abs. 6 müssen nur mindestens drei Teilnehmende eingeschrieben 
sein, wenn die Zahl von sieben Teilnehmenden wegen der geringeren Einwohnerzahl am Durch- 
führungsort der Bildungsmaßnahme, der Heterogenität der Interessierten oder eines sonstigen  
ähnlichen Grundes nicht erreicht wird.

(3) 	� ¹ Eine Bildungsmaßnahme muss mindestens drei Unterrichtsstunden umfassen. ² Sie darf nicht als 
untergeordneter Teil einer anderen Veranstaltung durchgeführt werden.

(4) 	� ¹ Teilnehmertage werden ermittelt nach der Zahl der in das Internat aufgenommenen Teilnehmenden 
und der Dauer ihrer Anwesenheit. ² Ein Tag der Anwesenheit muss bei Mehrtagesseminaren acht 
Unterrichtsstunden umfassen, wobei Tage der An- und der Abreise als jeweils ein Tag gelten, soweit 
jeweils mindestens vier Unterrichtsstunden stattfinden. ³ Eine Maßnahme mit nur einer Übernach-
tung wird bei der Ermittlung der Teilnehmertage dann berücksichtigt, wenn am An- und Abreisetag 
jeweils mindestens sechs Unterrichtsstunden stattfinden.

(5) 	� ¹ An Bildungsmaßnahmen können auch Kinder teilnehmen, wenn die Themenstellung eine unmittel-
bare Einbeziehung von Kindern erfordert. ² Ihre Teilnahme wird zu 50 vom Hundert berücksichtigt, 
wenn es sich um eine Bildungsmaßnahme nach § 8 Abs. 3 Nr. 7 oder 11 NEBG handelt und das 
Kind das vierte Lebensjahr vollendet hat.
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§ 5

Ankündigung von Bildungsmaßnahmen

(1) 	 ¹ Ankündigungen nach § 8 Abs. 1 Satz 1 NEBG müssen
	 1. 	� im gesamten oder in einem regionalen Arbeitsbereich der Einrichtung oder eines örtlichen  

Ausrichters durch Programmhefte, Presseveröffentlichungen, allgemein zugängliche Medien 
oder Aushänge erfolgen,

	 2. 	� an einen unbestimmten Personenkreis gerichtet sein, es sei denn, dass eine bestimmte  
Auswahl des Kreises aus Teilnehmenden aus besonderen Gründen geboten ist (§ 3 Nr. 1) oder 
es sich um eine Maßnahme nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 NEBG handelt, und

	 3. 	� den Namen der Einrichtung enthalten.
	� ² Wird ein örtlicher Ausrichter für die Durchführung in Anspruch genommen, so muss die Ankündi- 

gung deutlich auf die pädagogische Verantwortung der Einrichtung hinweisen.

(2) 	� Die Teilnehmenden sind in der Ankündigung über Thema und Inhalte der Bildungsmaßnahme zu 
informieren.

§ 6

Pädagogische Verantwortung

(1) 	� ¹ Die pädagogische Verantwortung der Einrichtung nach § 8 Abs. 1 NEBG ist insbesondere durch 
die eigene allgemeine, inhaltliche, methodische und organisatorische Planung der Bildungsarbeit  
zu gewährleisten. ² Wird für die Durchführung einer Bildungsmaßnahme ein örtlicher Ausrichter 
in Anspruch genommen, so ist die bestimmende Einflussnahme der Einrichtung bereits bei der  
Planung der Maßnahme schriftlich festzulegen. ³ Für mehrere Bildungsmaßnahmen eines Aus- 
richters kann die Einflussnahme insgesamt festgelegt werden.

(2) 	� ¹ Bei Maßnahmen in der pädagogischen Verantwortung von Heimvolkshochschulen muss das 
hauptberuflich beschäftigte pädagogische Personal im Jahresschnitt mindestens zur Hälfte selbst 
unterrichten. ² Dem Unterricht steht die Moderation von Bildungsmaßnahmen gleich, bei denen 
wegen besonderer fachlicher Anforderungen zusätzlich andere Lehrkräfte eingesetzt werden. ³ Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Maßnahmen des Zweiten Bildungsweges, die von hauptberuflich  
beschäftigtem pädagogischem Personal der Heimvolkshochschulen mit der Befähigung für ein 
Lehramt geplant, begleitet und ausgewertet werden.

(3) 	� ¹ Werden Bildungsmaßnahmen gemeinsam von mehreren Einrichtungen oder von diesen und 
Dienststellen des Landes, Hochschulen oder Kammern durchgeführt, so kann die pädagogische 
Verantwortung auch gemeinsam wahrgenommen werden, wenn die Beteiligten dafür die inhaltlichen 
und pädagogischen Voraussetzungen erfüllen. ² Die Beteiligten legen bereits bei der Planung  
der Maßnahme schriftlich fest, für welche Einrichtung und mit welchem Anteil diese Maßnahme 
berücksichtigt werden soll.

§ 7

Bildungsmaßnahmen, die besonderen gesellschaftlichen 
Erfordernissen entsprechen

(1) 	� Bildungsmaßnahmen nach § 8 Abs. 3 Satz 1 NEBG dürfen nicht unter § 3 fallen, müssen Zielen 
nach den Absätzen 2 bis 16 dienen und die dort genannten Anforderungen erfüllen.

(2) 	� ¹ Maßnahmen der politischen Bildung müssen geeignet sein, den Teilnehmenden Kenntnisse und 
Fähigkeiten zu vermitteln, die sie in die Lage versetzen,

	 1. 	� sich ein selbständiges Urteil über das politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche  
Geschehen der Gegenwart einschließlich der historischen Zusammenhänge und künftigen  
Entwicklungen zu bilden,
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	 2. 	 die Bedingungen und Möglichkeiten ihrer sozialen Existenz zu erkennen,
	 3. 	 Verantwortung für die Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens wahrzunehmen und
	 4. 	� die demokratischen Grundwerte zu akzeptieren und wertzuschätzen sowie für Toleranz und 

Menschenwürde, die Durchsetzung der Menschenrechte, die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau und für soziale Gerechtigkeit einzutreten.

	� ² Ausgenommen sind Maßnahmen, die überwiegend die Anwendung geltenden Rechts zum  
Gegenstand haben oder der Vorbereitung auf Berufs- oder Laufbahnprüfungen dienen.

(3) 	 ¹ Maßnahmen der wert- und normenorientierten Bildung sollen
	 1. 	� das Verständnis für die in der Gesellschaft wirksamen Wertvorstellungen und Normen ver- 

mitteln und
	 2. 	� die Fähigkeit und Bereitschaft entwickeln, das Gewissen und die Menschenrechte als Quelle 

und Orientierung für eine verantwortliche Lebensführung zu erkennen und danach zu handeln.
	� ² Zur wert- und normenorientierten Bildung gehören insbesondere die Auseinandersetzung mit den 

Grundlagen des Zusammenlebens in Ehe, Familie, Partnerschaft und persönlichem Umfeld, mit der 
Verantwortung für Umwelt, Zukunft sowie die innergesellschaftliche und internationale Friedens- 
und Konflikterziehung.

(4) 	� ¹ Maßnahmen zu ökonomischen und ökologischen Grundfragen sollen den Teilnehmenden Kennt-
nisse vermitteln, die sie in die Lage versetzen, ökonomische Sachverhalte der sozialen Marktwirt-
schaft zu verstehen. ² Zu diesen Grundfragen zählen auch Fragen der Wirtschafts-, Sozial- und 
Gesellschaftsordnung sowie der Umwelt und der Nachhaltigkeit einschließlich des Verhältnisses 
zwischen Ökonomie und Ökologie.

(5) 	� Maßnahmen des Zweiten Bildungsweges bereiten auf die nachträgliche Erlangung von Abschlüssen 
der Sekundarbereiche I und II sowie gleichwertiger ausländischer Schulabschlüsse oder auf die 
Prüfung zum Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung ohne Hochschulreife vor.

(6) 	� Maßnahmen zur Alphabetisierung vermitteln Analphabeten Lese- und Schreibfähigkeit in der  
deutschen Sprache sowie Kenntnisse in den Grundrechenarten.

(7) 	� ¹ Maßnahmen, die die Integration von Zuwanderern zum Ziel haben, sollen zu einer umfassenden  
und nachhaltigen Eingliederung beitragen. ² Dazu gehören insbesondere das Erlernen der  
deutschen Sprache zur gesellschaftlichen und beruflichen Integration sowie zur Auseinander- 
setzung mit der Rechtsordnung, Kultur und Geschichte Deutschlands.

(8) 	� ¹ Maßnahmen zum Abbau geschlechtsspezifischer Benachteiligungen richten sich auf den Aus-
gleich geschlechtsbedingter beruflicher und gesellschaftlicher Nachteile. ² Dazu gehören insbeson-
dere Angebote zur beruflichen Orientierung und Qualifizierung mit dem Ziel der Eingliederung in das 
Berufsleben nach einer Familienphase sowie Angebote, die Frauen zur Übernahme von verantwort-
lichen Funktionen in politischen, sozialen und kulturellen Aufgabenbereichen sowie in Verbänden 
motivieren und qualifizieren.

(9) 	� Maßnahmen der Qualifizierung zur Ausübung von Ehrenämtern und freiwilligen Diensten sollen den 
Teilnehmenden in die Lage versetzen, sich im politischen, sozialen, kulturellen oder bürgerschaft- 
lichen Bereich zum Wohle der Gesellschaft zu betätigen.

(10) 	� ¹ Maßnahmen, die geeignet sind, die soziale Eingliederung von Menschen mit Behinderungen zu  
fördern oder deren spezielle Benachteiligungen zu mildern oder auszugleichen, müssen den  
besonderen Bildungsbedürfnissen geistig, seelisch und körperlich behinderter Menschen Rechnung 
tragen und für diesen Personenkreis ausgeschrieben sein. ² Die Bildungsinhalte sollen zur Ver- 
besserung der Lebenssituation Behinderter und deren sozialer Eingliederung beitragen. ³ Die  
Bildungsmaßnahmen müssen außerhalb organisierter Arbeitsprozesse stattfinden und dürfen nicht 
vorrangig der Therapie oder Betreuung dienen.

(11) 	� Maßnahmen zur Eltern- und Familienbildung sollen Frauen und Männer befähigen,
	 1. 	 partnerschaftlich in wichtigen familiären und sozialen Alltagsfragen zusammenzuwirken,
	 2. 	� sich bei den gemeinsamen Aufgaben und Anforderungen in der Familie, in der Partnerschaft 

und in der Kindererziehung gegenseitig zu ergänzen sowie
	 3. 	 handlungskompetent bei der Mitgestaltung des gesellschaftlichen Umfeldes zu sein.
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(12) 	� Maßnahmen für junge Erwachsene zur Unterstützung bei der persönlichen und beruflichen  
Orientierung in der Übergangsphase von der Schule zum Beruf sollen die Motivation und die  
Fähigkeit stärken, die eigenen Fähigkeiten und beruflichen Anforderungen zu reflektieren, um eine 
eigenverantwortliche Entscheidung über die persönliche berufliche Entwicklung im Rahmen des 
lebenslangen Lernens treffen zu können.

(13) 	� Maßnahmen zur Orientierung und Qualifizierung mit dem Ziel der Eingliederung in das Erwerbsleben 
sollen dazu beitragen, die Chancen für den beruflichen Einstieg und Wiedereinstieg zu erhöhen  
und damit verstärkt die Möglichkeiten schaffen, eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit  
auszuüben.

(14) 	Maßnahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Strukturverbesserung im ländlichen Raum sollen
	 1. 	� innovativ und zielgerichtet unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklungsperspektiven 

im ländlichen Raum sein,
	 2. 	 dem Ausgleich sozialer Benachteiligungen dienen oder
	 3. 	 Bildungsnetzwerke zur Stärkung der Wirtschaft und soziokulturellen Identität fördern.

(15) 	� ¹ Maßnahmen, die der qualitativen Weiterentwicklung von Kindergärten und Schulen dienen, sollen 
dem pädagogischen Fachpersonal dieser Einrichtungen Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die 
der Stärkung der Lernprozesse, der verbesserten Zusammenarbeit, der inhaltlichen Abstimmung  
zwischen den Einrichtungen und damit der Förderung der Bildungsarbeit in Kindergärten und  
Schulen dienen. ² Dazu zählen auch Maßnahmen zur Verbesserung der Kooperation mit Eltern und 
außerschulischen Institutionen.

(16) 	� ¹ Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und deren Einrichtungen stattfinden, sollen 
wissenschaftliche Erkenntnisse vermitteln und in gemeinsamer pädagogischer Verantwortung der 
Einrichtung der Erwachsenenbildung und der Hochschule oder deren Einrichtungen durchgeführt 
werden. ² Diese Maßnahmen sind durch hauptberufliches wissenschaftliches Personal der Hoch-
schulen oder durch Personen durchzuführen, denen zwecks Förderung des wissenschaftlichen  
und künstlerischen Nachwuchses ein Stipendium zur Vorbereitung auf die Promotion oder die  
Habilitation oder zur Beteiligung an einem vergleichbaren Forschungs- oder Entwicklungsvorhaben 
der Hochschule gewährt wird.

(17) 	� Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und deren Einrichtungen stattfinden und die 
Übergänge vom Beruf oder von der Schule zur Hochschule verbessern, sollen insbesondere  
Informationen über das Studium und über Studiengänge sowie Grundkenntnisse im Bereich des 
wissenschaftlichen Arbeitens vermitteln. 

(18) 	� Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und deren Einrichtungen stattfinden und durch 
die Einrichtungen der Erwachsenenbildung Lehranteile der Hochschule auf der Grundlage von  
Vereinbarungen übernehmen, müssen der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung entsprechen.

(19) 	� Maßnahmen, die in Kooperation mit Hochschulen und deren Einrichtungen stattfinden und mit denen  
neue Vermittlungsmethoden erprobt werden, sollen didaktisch innovative Ansätze beinhalten.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft.

Hannover, den 16. November 2016

Die Niedersächsische Landesregierung
Weil      Heinen-Kljajic
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Verordnung über Berechnungsgrundlagen für 
die Finanzhilfe nach dem Niedersächsischen  
Erwachsenenbildungsgesetz (FinVO-NEBG)

Vom 3. März 2017

letzte berücksichtigte Änderung: § 4 geändert durch Verordnung vom 19. November 2018 (Nds. GVBl. 
S. 252)

Aufgrund des § 5 Abs. 6 Satz 1, auch in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 7 Abs. 4, des § 6 Abs. 3 Sätze 2 
und 3 sowie des § 8 Abs. 3 Sätze 4 und 5 des Niedersächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes (NEBG) 
vom 17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. November 2004 
(Nds. GVBl. S. 508), wird verordnet:

§ 1

Einzugsgebiete

(1) 	� 1 Als Einzugsgebiet einer Einrichtung auf der Ebene einer Gemeinde gilt das Gebiet der Gemeinde, 
in der die Einrichtung ihren Sitz hat. 2 Sind mehrere Einrichtungen auf der Ebene einer Gemeinde in 
dem Gemeindegebiet tätig, so gelten diese Einrichtungen für die Berechnung ihres Anteils am An-
satz für die Grundförderung nach § 6 Abs. 3 NEBG als eine Einrichtung. 3 Unter den Einrichtungen 
nach Satz 2 wird der Anteil am Ansatz für die Grundförderung im Verhältnis des Anteils am Gesamt-
arbeitsumfang dieser Einrichtungen aufgeteilt.

(2) 	� 1 Einrichtungen auf der Ebene eines Landkreises sind Einrichtungen, die gemeindeübergreifend tätig 
sind. 2 Als Einzugsgebiet einer Einrichtung auf der Ebene eines Landkreises gilt das Kreisgebiet, in  
dem die Einrichtung ihren Sitz hat, mit Ausnahme der Gemeindegebiete, für die eine Einrichtung 
auf der Ebene einer Gemeinde tätig ist. 3 Richtet ein Zweckverband seine Bildungsarbeit auf einen 
bestimmten Teil des Kreisgebietes aus, so richtet sich die Grundförderung nach der Einwohnerzahl 
dieses Teils des Kreisgebietes. 4 Im Übrigen gilt Absatz 1 Sätze 2 und 3 entsprechend.

§ 2

Erhöhende Faktoren

(1) 	 Für die Ermittlung des Arbeitsumfangs der Einrichtungen der Erwachsenenbildung werden gewichtet 
	 1. 	 mit dem Faktor 1,5
		  a) 	� bei Landeseinrichtungen und bei Heimvolkshochschulen Bildungsmaßnahmen nach § 7 

Abs. 4 und 8 bis 19 der Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen Erwachsenen- 
bildungsgesetzes (DVO-NEBG),

		  b) 	bei Heimvolkshochschulen Bildungsmaßnahmen mit mindestens acht Übernachtungen,
	 2. 	� mit dem Faktor 1,7 bei Landeseinrichtungen und Heimvolkshochschulen Bildungsmaßnahmen 

nach § 7 Abs. 2, 3 und 5 bis 7 DVO-NEBG,
	 3. 	� mit dem Faktor 2,0 bei Heimvolkshochschulen Bildungsmaßnahmen, die die Voraussetzungen 

der Nummer 1 Buchst. a und b oder der Nummer 1 Buchst. b und der Nummer 2 erfüllen,
	 4. 	� mit dem Faktor 3,3 bei Einrichtungen auf kommunaler Ebene Bildungsmaßnahmen nach § 7 

Abs. 4 und 8 bis 19 DVO-NEBG und
	 5. 	� mit dem Faktor 3,5 bei Einrichtungen auf kommunaler Ebene Bildungsmaßnahmen nach § 7 

Abs. 2, 3 und 5 bis 7 DVO-NEBG.



Rechtliche Grundlagen der niedersächsischen Erwachsenenbildung

 A E W B 19www.aewb-nds.de

FinVO-NEBG

(2) 	� 1 Die Einwohnerzahlen werden für die Ermittlung der Grundförderung von Einrichtungen auf  
kommunaler Ebene mit einem Faktor gewichtet, der bei Einrichtungen in einem Einzugsgebiet mit 
einer Einwohnerdichte 

	 1. 	 von mehr als 1 000 Einwohnern je qkm 1,2,
	 2. 	 von 300 bis 999 Einwohnern je qkm 2,6,
	 3. 	 von 100 bis 299 Einwohnern je qkm 3,0 und
	 4. 	 von bis zu 99 Einwohnern je qkm 3,5
	� beträgt. 
	� ² Für die Berechnung der Einwohnerdichte gilt bei Landkreisen abweichend von § 1 Abs. 2 als  

Einzugsbereich jeweils das gesamte Gebiet des Landkreises.

§ 3

Bandbreite des zu erfüllenden Arbeitsumfangs

Der maßgebliche jährliche Arbeitsumfang für die Bemessung der Finanzhilfe nach § 5 Abs. 3, § 6 Abs. 2 
und § 7 Abs. 3 NEBG kann um bis zu 10 Prozent unterschritten werden, wenn die Unterschreitung durch 
entsprechende Mehrleistung im vorangegangenen Jahr oder im folgenden Jahr ausgeglichen wird.

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft.

Hannover, den 3. März 2017

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur
Heinen-Kljajic, Ministerium
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Niedersächsisches Gesetz über den Bildungs-
urlaub für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
(Niedersächsisches Bildungsurlaubsgesetz – 
NBildUG)

In der Fassung vom 25. Januar 1991, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 1999

letzte berücksichtigte Änderung: §§ 1 und 10 geändert durch § 15 des Gesetzes vom 17. Dezember 1999  
(Nds. GVBl. S. 430)

§ 1

Bildungsurlaub dient der Erwachsenenbildung im Sinne des Niedersächsischen Erwachsenenbildungs-
gesetzes.

§ 2

(1) 	� Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben einen Anspruch auf Bildungsurlaub zur Teilnahme 
an nach § 10 dieses Gesetzes anerkannten Bildungsveranstaltungen. Ein Anspruch auf Bildungs- 
urlaub nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin für die  
Bildungsveranstaltung nach anderen Gesetzen, tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen 
Freistellung von der Arbeit mindestens für die Zeitdauer nach Absatz 4 und unter Lohnfortzahlung 
mindestens in Höhe des nach § 5 zu zahlenden Entgelts zusteht. Dasselbe gilt, wenn dem Arbeit- 
nehmer oder der Arbeitnehmerin Freistellung nach den anderen Regelungen nur deshalb nicht  
zusteht, weil diese bereits für andere Bildungsveranstaltungen in Anspruch genommen wurde.

(2) 	� Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind Arbeiter und Arbeiterinnen, Angestellte sowie die zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. Als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen gelten auch

	 1. 	 die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen gleichgestellten Personen,
	 2. 	� andere Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche 

Personen anzusehen sind, und
	 3. 	� Beschäftigte im Sinne von § 40 Abs. 2 des Bundessozialhilfegesetzes, die in Werkstätten für 

Behinderte tätig sind.

(3) 	� Der Anspruch auf Bildungsurlaub kann erstmals nach sechsmonatigem Bestehen des Beschäfti-
gungsverhältnisses geltend gemacht werden.

(4) 	� Der Anspruch des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin auf Bildungsurlaub umfasst fünf Arbeits-
tage innerhalb des laufenden Kalenderjahres. Arbeitet der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin  
regelmäßig an mehr oder an weniger als fünf Arbeitstagen in der Woche, so ändert sich der  
Anspruch auf Bildungsurlaub entsprechend.

(5) 	� Bei einem Wechsel des Beschäftigungsverhältnisses wird auf den Anspruch der Bildungsurlaub 
angerechnet, der schon vorher in dem betreffenden Kalenderjahr gewährt wurde.

(6) 	� Ein nicht ausgeschöpfter Bildungsurlaubsanspruch des vorangegangenen Kalenderjahres kann 
noch im laufenden Kalenderjahr geltend gemacht werden. Soweit der Arbeitgeber oder die Arbeit- 
geberin zustimmt, können im laufenden Kalenderjahr auch die nicht ausgeschöpften Bildungs- 
urlaubsansprüche der beiden Kalenderjahre unmittelbar vor dem vorangegangenen Kalenderjahr 
geltend gemacht werden; dies gilt jedoch nur, wenn sie gemeinsam mit den Bildungsurlaubs-
ansprüchen des laufenden und des vorangegangenen Kalenderjahres für eine zusammenhängende  
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Bildungsurlaubsveranstaltung geltend gemacht werden. Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin 
kann verlangen, dass der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin eine Zustimmung nach Satz 2 in 
schriftlicher Form erklärt.

(7) 	� Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin ist verpflichtet, bei Beendigung des Beschäftigungsver- 
hältnisses auf Verlangen eine Bescheinigung darüber auszustellen, ob und in welchem Umfang  
dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin in den vorangegangenen drei Kalenderjahren und im 
laufenden Kalenderjahr Bildungsurlaub nach diesem Gesetz gewährt worden ist.

§ 3

Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin kann die Gewährung von Bildungsurlaub ablehnen, sobald die  
Gesamtzahl der Arbeitstage, die im laufenden Kalenderjahr von den Arbeitnehmern und Arbeitnehmer- 
innen für Zwecke des Bildungsurlaubs nach diesem Gesetz in Anspruch genommen worden sind, das 
Zweieinhalbfache der Zahl der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die am 30. April des Jahres nach 
diesem Gesetz bildungsurlaubsberechtigt waren, erreicht hat. Beträgt der Bildungsurlaub, den der  
Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin danach zu gewähren hat, weniger als fünf Tage, so entsteht für  
den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin in diesem Kalenderjahr keine Verpflichtung, Bildungsurlaub zu 
gewähren. Ergibt im Übrigen die Teilung der errechneten Bildungsurlaubstage durch fünf Resttage, so 
gilt das gleiche für die Resttage. Die Bildungsurlaubstage, für die eine Verpflichtung zur Gewährung von 
Bildungsurlaub in einem Kalenderjahr nicht entstanden ist, werden bei der Berechnung im folgenden 
Kalenderjahr berücksichtigt.

§ 4

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen dürfen wegen der Inanspruchnahme von Bildungsurlaub nach  
diesem Gesetz nicht benachteiligt werden.

§ 5

Bildungsurlaub wird vom Arbeitgeber oder von der Arbeitgeberin ohne Minderung des Arbeitsentgelts ge-
währt. Das fortzuzahlende Entgelt für die Zeit des Bildungsurlaubs wird entsprechend den Bestimmungen 
des Gesetzes zur Regelung der Lohnfortzahlung an Feiertagen vom 2. August 1951 (Bundesgesetzbl.  
1 S. 479), geändert durch Artikel 20 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (Bundes-
gesetzbl. 1 S. 3091), berechnet.

§ 6

(1) 	� Der Anspruch auf Erholungsurlaub sowie der Anspruch auf Freistellung von der Arbeit nach anderen 
Gesetzen, tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt.

(2) 	� Von den Vorschriften dieses Gesetzes darf vom Arbeitgeber oder von der Arbeitgeberin nur  
zugunsten des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin abgewichen werden. Abweichungen von  
§ 2 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 2 sind unzulässig.

§ 7

Erkrankt ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin während des Bildungsurlaubs und ist wegen der 
Erkrankung eine Teilnahme an der Bildungsveranstaltung nicht möglich, so ist die Zeit der Erkrankung 
auf den Bildungsurlaub nicht anzurechnen, wenn die Erkrankung und die dadurch bedingte Unfähigkeit, 
an der Bildungsveranstaltung teilzunehmen, dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin durch eine ärztliche 
Bescheinigung nachgewiesen werden.
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§ 8

(1) 	� Die Inanspruchnahme und die zeitliche Lage des Bildungsurlaubs sind unter Angabe der Bildungs-
veranstaltung dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin so früh wie möglich, in der Regel mindestens 
vier Wochen vorher, schriftlich mitzuteilen.

(2) 	� Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin kann unbeschadet der Regelung des § 3 die Gewährung 
von Bildungsurlaub für den mitgeteilten Zeitraum nur ablehnen, wenn zwingende betriebliche oder 
dienstliche Belange entgegenstehen; die Erholungswünsche anderer Arbeitnehmer und Arbeit- 
nehmerinnen, denen unter sozialen Gesichtspunkten eine Verlegung des Erholungsurlaubs nicht 
zuzumuten ist, sind vorrangig zu berücksichtigen. Bei der Gewährung des Bildungsurlaubs haben 
diejenigen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen den Vorrang, die im Verhältnis zu den übrigen 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen den Bildungsurlaub in geringerem Umfang in Anspruch  
genommen haben. Haben Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen an Schulen oder Hochschulen  
ihren Erholungsurlaub in der unterrichts- oder vorlesungsfreien Zeit zu nehmen, so gilt das gleiche 
für den Bildungsurlaub.

(3) 	� Den zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten kann die Gewährung von Bildungsurlaub für den  
mitgeteilten Zeitraum nur abgelehnt werden, wenn besondere betriebliche oder dienstliche  
Ausbildungsmaßnahmen entgegenstehen.

(4) 	� Hat der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin die nach Absatz 1 rechtzeitig mitgeteilte Teilnahme an 
einer Bildungsveranstaltung nicht spätestens zwei Wochen vor Beginn der Veranstaltung schriftlich 
abgelehnt, so gilt der Bildungsurlaub als bewilligt.

(5) 	� Ist der Bildungsurlaub für das vorangegangene Kalenderjahr versagt worden, so können dem  
Anspruch auf Bildungsurlaub im laufenden Jahr Versagungsgründe nach Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1  
nicht entgegengehalten werden.

(6) 	� Die Teilnahme an der Bildungsveranstaltung ist dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin nach- 
zuweisen.

§ 9

– aufgehoben –

§ 10

(1) 	� Die Anerkennung von Bildungsveranstaltungen spricht eine vom Landesministerium bestimmte  
Stelle aus. Das Landesministerium kann diese Aufgabe auch einer nichtstaatlichen Stelle über- 
tragen, die zu deren Übernahme bereit ist. Die Stelle handelt dabei im Auftrage des Ministeriums für 
Wissenschaft und Kultur und ist an dessen Weisungen gebunden.

(2) 	� Anträge auf Anerkennung von Bildungsveranstaltungen sind zu begründen. Das Landesministerium 
wird ermächtigt, durch Verordnung nähere Vorschriften über das Anerkennungsverfahren zu treffen. 
In der Verordnung kann insbesondere festgelegt werden, welche Angaben Anträge auf Anerken-
nung von Bildungsveranstaltungen enthalten müssen, welche Nachweise den Anträgen beizufügen 
sind und für welche Zeiträume Anerkennungen ausgesprochen werden können.

(3) 	� Zu den Anträgen auf Anerkennung von Bildungsveranstaltungen, die überwiegend der beruflichen 
Bildung dienen, sind in Zweifelsfällen die niedersächsischen Spitzenorganisationen der Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände zu hören.

NBildUG
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§ 11

(1) 	 Eine Veranstaltung wird anerkannt, wenn
	 1.	 sie ausschließlich der Weiterbildung im Sinne des § 1 dient,
	 2. 	� sie jeder Person offen steht, es sei denn, dass eine bestimmte Auswahl des Teilnehmerkreises 

aus besonderen pädagogischen Gründen geboten ist,
	 3. 	 ihr Programm veröffentlicht wird,
	 4. 	� der Träger hinsichtlich seiner Einrichtungen und materiellen Ausstattung, seiner Lehrkräfte und 

Bildungsziele eine sachgemäße Bildungsarbeit gewährleistet und
	 5. 	� die Ziele des Trägers und der Inhalt der Bildungsveranstaltung mit der freiheitlichen demokra-

tischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und 
der Niedersächsischen Verfassung im Einklang stehen.

(2) 	 Eine Veranstaltung darf nicht anerkannt werden, wenn
	 1. 	� die Teilnahme von der Zugehörigkeit zu Parteien, Gewerkschaften, Religionsgemeinschaften 

oder ähnlichen Vereinigungen abhängig gemacht wird oder wenn die Veranstaltung
	 2. 	 unmittelbar der Durchsetzung politischer Ziele,
	 3. 	 ausschließlich betrieblichen oder dienstlichen Zwecken,
	 4. 	� der Erholung, der Unterhaltung, der privaten Haushaltsführung, der Körper- oder Gesundheits-

pflege, der sportlichen, künstlerischen oder kunsthandwerklichen Betätigung oder der Vermitt-
lung entsprechender Kenntnisse oder Fertigkeiten,

	 5. 	 dem Einüben psychologischer oder ähnlicher Fertigkeiten,
	 6. 	 dem Erwerb von Fahrerlaubnissen oder ähnlichen Berechtigungen dient oder wenn sie
	 7. 	 als Studienreise durchgeführt wird.

(3) 	 Abweichend von Absatz 2 Nrn. 4 bis 6 können Veranstaltungen anerkannt werden, die
	 1. 	 der beruflichen Weiterbildung oder 
	 2. 	� der Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher oder nebenberuflicher Mitarbeiter und Mitarbeiter- 

innen auf dem betreffenden Gebiet dienen.

(4) 	� Abweichend von Absatz 2 Nrn. 4 und 5 können Veranstaltungen anerkannt werden, wenn diese  
aus pädagogischen oder didaktischen Gründen Abschnitte der Betätigung auf den betreffenden 
Gebieten von insgesamt nicht mehr als einem Viertel der Veranstaltungsdauer enthalten.

(5) 	� Abweichend von Absatz 2 Nr. 7 können Veranstaltungen anerkannt werden, die vom Presse- und  
Informationsamt der Bundesregierung durchgeführt werden und der politischen Bildung dienen; dies 
gilt entsprechend für Veranstaltungen am Sitz von Institutionen der Europäischen Gemeinschaft.

(6) 	� Soweit Träger von Veranstaltungen nicht juristische Personen des öffentlichen Rechts sind, sollen 
sie die Anforderungen des Steuerrechts an die Gemeinnützigkeit erfüllen. Hiervon kann abgesehen 
werden, wenn ein Träger besonders qualifizierte Leistungen im Sinne von Absatz 1 Nr. 4 nachweist.

(7) 	� Eine Bildungsveranstaltung soll in der Regel an fünf, mindestens jedoch an drei aufeinanderfolgen-
den Tagen stattfinden. Wenn die Art der Bildungsveranstaltung es erfordert, kann diese innerhalb 
von höchstens zwölf zusammenhängenden Wochen auch an nur einem Tag wöchentlich, insgesamt 
aber an mindestens fünf Tagen, durchgeführt werden.

(8) 	 Das Landesministerium wird ermächtigt, die Anforderungen, die
	 1. 	 an die Veröffentlichung von Programmen und
	 2. 	� in pädagogischer Hinsicht an Dauer, Form und Teilnehmerzahl von Bildungsveranstaltungen zu 

stellen sind, durch Verordnung näher festzulegen.

NBildUG
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§ 12

(1) 	� Die Landesregierung berichtet dem Landtag einmal in jeder Wahlperiode über die Durchführung 
dieses Gesetzes.

(2) 	� Die Träger anerkannter Bildungsveranstaltungen sind verpflichtet, der nach § 10 Abs. 1 zuständigen  
Stelle Auskunft über Gegenstand, Verlauf und Teilnehmer der anerkannten Veranstaltungen zu  
erteilen. Der Veranstalter oder die Veranstalterin hat Beauftragten der nach § 10 Abs. 1 zuständigen  
Stelle zu dem Zweck, sich über den Verlauf anerkannter Veranstaltungen zu informieren, nach  
vorheriger Ankündigung den Zutritt zu diesen zu gestatten.

(3) 	� Das Landesministerium wird ermächtigt, durch Verordnung nähere Vorschriften über das Berichts-
verfahren nach Absatz 2 Satz 1 zu treffen.

§ 13

– aufgehoben –

§ 14

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft.*)

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 5. Juni 1974 
(Nds. GVBI. S. 321)

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus dem in den Bekanntmachun-
gen vom 17. Dezember 1974 (Nieders. GVBl. S. 569) und vom Januar 1985 (Nieders. GVBl. S. 1) sowie 
dem in der vorangestellten Bekanntmachung näher bezeichneten Gesetz.

NBildUG
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Verordnung zur Durchführung des 
Niedersächsischen Bildungsurlaubsgesetzes 
(DVO-NBildUG)

Vom 26. März 1991, zuletzt geändert durch Verordnung vom 17. April 1997

Aufgrund des § 10 Abs. 2 Sätze 2 und 3, des § 11 Abs. 8 und des § 12 Abs. 3 des Niedersächsischen 
Bildungsurlaubsgesetzes in der Fassung vom 25. Januar 1991 (Nds.GVBI. S. 29), zuletzt geändert durch 
§ 21 des Gesetzes zur Förderung der Erwachsenenbildung vom 12. Dezember 1996 (Nds. GVBI. S. 488), 
wird verordnet:

§ 1

(1) 	� Anträge auf Anerkennung von Bildungsveranstaltungen nach § 10 NBildUG sollen spätestens drei 
Monate vor Beginn der Veranstaltung bei der Anerkennungsbehörde gestellt werden.

(2) 	� Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen können die Anerkennung von Bildungsveranstaltungen nur 
beantragen, wenn diese außerhalb Niedersachsens stattfinden, die Träger dieser Veranstaltungen 
nicht ihren Sitz in Niedersachsen haben und sie selbst die Anerkennung nicht beantragt haben.

§ 2

(1) 	 Bildungsveranstaltungen können unter folgenden Voraussetzungen anerkannt werden:
	 1. 	 gleichbleibender Teilnehmerkreis mit in der Regel höchstens 50 Personen,
	 2. 	 einheitliche Leitung,
	 3. 	 einheitliches Thema,
	 4. 	� Mindestarbeitsumfang von in der Regel acht Unterrichtsstunden täglich, je vier Unterrichts- 

stunden am An- und Abreisetag. 
	� Bildungsveranstaltungen, die für Teilzeitbeschäftigte ausgeschrieben sind, deren Arbeitszeit die 

Hälfte oder weniger als die Hälfte der Arbeitszeit entsprechend voll beschäftigter Arbeitnehmer oder 
Arbeitnehmerinnen beträgt, können auch mit einem Mindestarbeitsumfang von vier Unterrichtsstun-
den täglich anerkannt werden.

(2) 	� Die Anerkennung wird grundsätzlich für die beantragte Veranstaltung ausgesprochen. Auf Antrag 
kann die Anerkennung Wiederholungsveranstaltungen einbeziehen, die bis zum Ablauf des über-
nächsten Kalenderjahres durchgeführt werden.

§ 3

Bei einer Studienreise im Sinne von § 11 Abs. 5 NBildUG kann Bildungsarbeit bei beiden dort genannten 
Institutionen und bei unterschiedlichen Stellen durchgeführt werden.

§ 4

Die Träger der anerkannten Bildungsveranstaltungen haben bis spätestens zum 31. März des der Veran-
staltung folgenden Kalenderjahres der Anerkennungsbehörde Auskunft über Gegenstand, Verlauf sowie 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen der Veranstaltungen nach amtlich eingeführtem Muster zu geben.

§ 5 *)

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen Freistellungsgesetzes vom 
27. Oktober 1984 (Nds. GVBI. S. 247) außer Kraft.

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der ursprünglichen Fassung vom 26. März 1991
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Richtlinie zur Durchführung des Anerkennungs- 
und Berichtsverfahrens nach dem Niedersäch- 
sischen Bildungsurlaubsgesetz (NBildUG)

Rd Erl. d. MWK v. 23. April 1997 -32-53500-20 - Bezug: RdErl. v. 18. Februar 1991 (Nds. MBI. S. 412), 
geändert durch RdErl. v. 10. Dezember 1992 (Nds. MBI. S. 1754)

Zur Durchführung des Anerkennungs- und Berichtsverfahrens nach dem NBildUG in der Fassung vom 
25. Januar 1991 (Nds. GVBI. S. 29), zuletzt geändert durch § 21 des Gesetzes vom 12. Dezember 1996 
(Nds. GVBl. S. 488), bestimme ich Folgendes:

1. Allgemeines

1.1 	� Ein Anspruch auf Bildungsurlaub besteht nur für anerkannte Veranstaltungen. Zuständige Stelle 
für die Anerkennung ist nach dem Beschluss der LReg. vom 10.12.1996 der Niedersächsische 
Bund für freie Erwachsenenbildung e. V. – Verwaltungsstelle – (im Folgenden: Verwaltungsstelle).

1.2.1 	� Die Veranstaltung muss öffentlich angekündigt werden (z. B. in der Presse und an sonstigen dafür 
geeigneten Stellen). Die Ankündigung kann auf den regionalen Arbeitsbereich des Veranstalters 
beschränkt werden. Das Programm muss einem unbestimmten Personenkreis zugänglich sein 
(z. B. durch Auslage oder Versand).

1.2.2 	� Die Veranstaltung muss so rechtzeitig angekündigt werden, dass Interessierte den Bildungs- 
urlaubsanspruch gegenüber ihrer Arbeitgeberin oder ihrem Arbeitgeber fristgerecht geltend  
machen können (§ 8 Abs. 1 NBildUG).

1.3.1 	� Die Zulassung der Teilnehmenden hat grundsätzlich nach der zeitlichen Reihenfolge der Anmel-
dungen zu erfolgen.

1.3.2 	� Der Veranstalter hat den Teilnehmenden rechtzeitig eine Anmeldebestätigung zur Vorlage bei der 
Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber zuzuleiten. Diese muss

	 1. 	 Name und Anschrift des Veranstalters,
	 2. 	 Thema, Termin und Ort der Bildungsveranstaltung,
	 3. 	 Datum und Aktenzeichen des Anerkennungsbescheides der Verwaltungsstelle sowie
	 4. 	� Name und Anschrift der/des zu dieser Bildungsveranstaltung zugelassenen Arbeitnehmerin 

oder Arbeitnehmers enthalten.
1.3.3 	� Bei Veranstaltungen, die für Teilzeitbeschäftigte oder Beschäftigte in Werkstätten für Behinderte 

ausgeschrieben sind, ist in der Anmeldebestätigung der Hinweis aufzunehmen, dass die Veran-
staltung nur für diesen Personenkreis anerkannt ist.

1.4 	� Eine Ausnahme vom Offenheitserfordernis ist nur zulässig, wenn dies aus besonderen Gründen 
geboten ist. Solche Gründe liegen insbesondere dann vor, wenn für die Teilnahme an der Ver-
anstaltung vergleichbare Bildungs- oder Erfahrungsvoraussetzungen erforderlich sind. Die Zu- 
gehörigkeit zu Parteien, politischen Vereinigungen, Bürgerinitiativen, Gewerkschaften, Religions-
gemeinschaften, Arbeitgeberverbänden oder ähnlichen Vereinigungen ist kein besonderer Grund 
in diesem Sinne.

1.5 	� Der Veranstalter hat nach Abschluss der Veranstaltung die Teilnahme nach dem Muster der  
Anlage 5 (Formblatt „T“) zu bestätigen.

2. Anerkennung einer Bildungsveranstaltung 
auf Antrag des Trägers

2.1.1 	� Träger, die erstmals die Anerkennung einer Veranstaltung beantragen, haben den Nachweis ihrer 
Leistungsfähigkeit nach dem Muster der Anlage 1 (Formblatt „V“) zu führen. Entsprechendes gilt 
für Änderungsanzeigen.
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2.1.2 	� Für Träger von Veranstaltungen, deren Einrichtungen nach dem Erwachsenen- oder Jugend- 
bildungsrecht eines Landes der Bundesrepublik Deutschland anerkannt sind oder gefördert  
werden, sowie für die Bundeszentrale oder die Landeszentralen für politische Bildung findet  
Nr. 2.1.1 keine Anwendung

2.1.3 	� Träger von Bildungsveranstaltungen, die weder juristische Personen des öffentlichen Rechts 
noch gemeinnützig i. S. des Steuerrechts sind, haben zugleich mit dem Erstantrag zusätzliche 
Angaben über mindestens vier exemplarische Bildungsveranstaltungen aus den letzten beiden 
Jahren zu machen, die sie in eigener pädagogischer Verantwortung durchgeführt haben.

2.2.1 	� Die Anerkennung einer Veranstaltung soll spätestens drei Monate vor Beginn nach dem Muster 
der Anlage 2 (Formblatt „A“) bei der Verwaltungsstelle beantragt werden. Bei Veranstaltungen, 
die aus aktuellem Anlass angeboten werden, soll der Antrag möglichst zwei Monate vor Beginn 
gestellt werden.

2.2.2 	� Treten nach der Anerkennung einer Veranstaltung hinsichtlich der Lernziele, der Inhalte, der  
täglichen Arbeitszeiten oder sonstige, die Anerkennung berührende Änderungen gegenüber den 
Angaben im Antrag ein, so ist dies der Verwaltungsstelle unverzüglich anzuzeigen.

2.3 	� Parallel- und Wiederholungsveranstaltungen nach § 2 Abs. 2 DVO-BildUG müssen hinsichtlich 
des Programms und des zeitlichen Ablaufs mit der anerkannten Veranstaltung übereinstimmen. 
Nr. 2.2.2 gilt entsprechend.

3. Anerkennung einer Bildungsveranstaltung auf Antrag 
einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers

Eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer kann die Anerkennung einer Veranstaltung nur beantragen, 
wenn
	 1. 	 die Veranstaltung außerhalb Niedersachsens stattfindet,
	 2. 	 der Träger seinen Sitz nicht in Niedersachsen hat und
	 3. 	 der Träger die Anerkennung nicht selbst beantragt.
Die Anerkennung soll spätestens zwei Monate vor Beginn der Veranstaltung nach dem Muster der  
Anlage 3 (Formblatt „E“) bei der Verwaltungsstelle beantragt werden.

4. Berichtspflicht

4.1 	� Die Träger haben bis spätestens zum 31. März des der Veranstaltung folgenden Kalenderjahres 
über jede anerkannte Veranstaltung einschließlich der im laufenden Kalenderjahr durchgeführten 
Wiederholungsveranstaltungen nach dem Muster der Anlage 4 (Formblatt „B“) Auskunft zu ertei-
len. Die Berichte können auch durch Datenträger übermittelt werden. Nicht durchgeführte und 
solche Veranstaltungen, für die keine Teilnehmenden Bildungsurlaub in Anspruch genommen 
haben, sind mitzuteilen.

4.2 	� Kommt ein Träger der Berichtspflicht nicht nach, so kann die Verwaltungsstelle künftige Anträge 
dieses Trägers ablehnen.

5. Schlussbestimmung

5.1 	 Dieser RdErl. tritt am 01.05.1997 in Kraft.
5.2 	 Gleichzeitig wird der Bezugserlass aufgehoben.
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Niedersächsische Sonderurlaubsverordnung 
(Nds. SUrlVO)

In der Fassung vom 16. Januar 2006

Stand: letzte berücksichtigte Änderung: $ 14 geändert durch Verordnung vom 06.09.2O19  
(Nds. GVBI, S. 263)

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt den Sonderurlaub für Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 1 NBG.

§ 2

Urlaub für Aus- und Fortbildung 
sowie für Sportveranstaltungen

Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge kann, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, erteilt 
werden für die Teilnahme
	 1. 	� an wissenschaftlichen Tagungen sowie an beruflichen Aus- und Fortbildungsveranstaltungen, 

wenn die Teilnahme für die dienstliche Tätigkeit von Nutzen ist;
	 2. 	� an Prüfungen (Klausurarbeiten und mündliche Prüfungen) nach einer Aus- oder Fortbildung im 

Sinne von Nummer 1;
	 3. 	 an Veranstaltungen der politischen Bildung, wenn
		�  a) 	� die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 bis 5 des Niedersächsischen Bildungsurlaubsgesetzes 

sowie des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 und des § 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Niedersächsischen Bildungsurlaubsgesetzes erfüllt sind oder

		�  b) 	�sie im Ausland stattfinden und mit Rücksicht auf die politische Situation und die Beziehungen  
zu dem jeweiligen Land besonders förderungswürdig sind;

	 4. 	� an Lehrgängen zur Ausbildung zur Jugendgruppenleiterin oder zum Jugendgruppenleiter, die 
von Trägern der öffentlichen Jugendhilfe oder von anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe 
im Sinne des § 75 des Achten Buches Sozialgesetzbuch durchgeführt werden;

	 5. 	� an Lehrgängen und Arbeitstagungen zur Fortbildung für die Mitarbeit in Einrichtungen der  
Erwachsenenbildung, die von förderungs- oder finanzhilfeberechtigten Landesorganisationen 
oder Landeseinrichtungen durchgeführt werden;

	 6. 	� an evangelischen und katholischen Arbeitstagungen im Rahmen der Polizeiseelsorge;
	 7. 	� an Lehrgängen und Arbeitstagungen zur Ausbildung oder Fortbildung von Sportübungs- 

leiterinnen oder Sportübungsleitern und Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern in den Bezirks-, 
Landes- und Bundessportverbänden, die vom Deutschen Sportbund oder vom Landessport-
bund Niedersachsen oder deren Mitgliedsorganisationen durchgeführt werden;

	 8. 	 als Aktive oder Aktiver bei
		�  a) 	� Olympischen Spielen oder den dazugehörigen Vorbereitungsveranstaltungen auf Bundes- 

ebene,
		  b) 	sportlichen Welt- oder Europameisterschaften oder Europapokalwettbewerben,
		  c) 	 internationalen sportlichen Länderwettkämpfen,
		  d) 	Endkämpfen um deutsche sportliche Meisterschaften,
		�  sofern es sich um die Jugend-, Junioren- oder Hauptwettkampfklasse handelt und eine  

entsprechende Benennung von einem dem Deutschen Sportbund angeschlossenen Verband 
oder Verein erfolgt ist;
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	 9. 	� als Aktive oder Aktiver oder als notwendige Begleitperson bei sportlichen Veranstaltungen für 
behinderte Menschen, wenn die Veranstaltungen und die Benennungen denen nach Nummer 
8 entsprechen;

	 10. 	�von sportfachlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Durchführung der sportlichen Ver- 
anstaltungen des Deutschen und Niedersächsischen Turnfestes, wenn eine entsprechende  
Benennung durch den Deutschen Turner-Bund oder den Niedersächsischen Turner-Bund  
erfolgt ist.

§ 3

Urlaub für Zwecke der Gewerkschaften, Parteien, 
Kirchen, Organisationen und Verbände

(1) 	� ¹ Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll erteilt werden, wenn dringende dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen, für die Teilnahme

	 1. 	� an Sitzungen eines Bundes-, Landes-, Bezirks- oder Kreisvorstandes einer Gewerkschaft oder 
eines Berufsverbandes als Mitglied des Vorstandes,

	 2. 	� an Tagungen von Gewerkschaften oder Berufsverbänden auf internationaler, Bundes-, Landes-
oder Bezirksebene als Vorstandsmitglied oder als Delegierte oder Delegierter,

	 3. 	� an Tagungen auf Kreisebene oder an Schulungen der Gewerkschaften oder Berufsverbände,
	 4. 	� an Beteiligungsgesprächen nach § 104 NBG und an Verhandlungen über Vereinbarungen nach 

§ 81 des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes auf Anforderung einer beteiligten 
Gewerkschaft oder eines Berufsverbandes. 

	� ² Im Falle des Satzes 1 Nr. 3 wird Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge lediglich für die Hälfte 
des Teilnahmezeitraums erteilt.

(2) 	� Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge kann erteilt werden, wenn dienstliche Gründe nicht  
entgegenstellen, für die Teilnahme

	 1. 	� an Sitzungen eines Bundes-, Landes- oder Bezirksparteivorstandes als Mitglied des Vor- 
standes;

	 2. 	� an Bundes- oder Landesparteitagen als Mitglied des Vorstandes oder als Delegierte oder als 
Delegierter;

	 3. 	� an Sitzungen der Verfassungsorgane, kirchlichen Gerichte oder überörtlichen Verwaltungs- 
gremien der Kirchen oder vergleichbarer Gremien der sonstigen öffentlichrechtlichen Religions-
gesellschaften als Mitglied des Organs oder Gremiums;

	 4. 	� an überörtlichen Tagungen der Kirchen oder sonstiger öffentlichrechtlicher Religionsgesell-
schaften als Delegierte oder Delegierter der Kirchenleitung oder der obersten Leitung der  
Religionsgesellschaft oder als Mitglied eines Verwaltungsgremiums;

	 5. 	� am Deutschen Evangelischen Kirchentag, Deutschen Katholikentag oder Ökumenischen  
Kirchentag

		�  a) 	� für die aktive Mitwirkung an Kirchentagsveranstaltungen, wenn die Mitwirkung von der  
zuständigen kirchlichen Stelle bescheinigt wird, und

		  b) 	für Lehrkräfte, die Religionsunterricht erteilen;
	 6. 	� an Arbeitstagungen überörtlicher Organisationen zur Betreuung behinderter Personen auf  

Bundes- oder Landesebene als Mitglied eines Vorstandes der Organisation;
	 7. 	� an Kongressen oder Vorstandssitzungen internationaler Sportverbände, denen der Deutsche 

Sportbund oder ein ihm angeschlossener Sportverband angehört, als Delegierte oder Dele- 
gierter oder Vorstandsmitglied;

	 8. 	� an Mitgliederversammlungen und Vorstandssitzungen des Nationalen Olympischen Komitees, 
des Deutschen Sportbundes und ihm angeschlossener Sportverbände auf Bundes- oder  
Landesebene als Mitglied des jeweiligen Gremiums.

§ 4

Urlaub zur Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten

(1) 	� Zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten ist, soweit die Dienstbefreiung gesetzlich  
vorgeschrieben ist, erforderlicher Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge zu erteilen. 
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(2) 	� ¹ Während einer Freistellung, die für Ausbildungsveranstaltungen von Organisationen des Zivil-
schutzes, des Katastrophenschutzes und des Brandschutzes gesetzlich vorgesehen ist, werden 
die Bezüge weitergewährt. ² Während einer Freistellung, die für Zwecke der Jugendpflege und des 
Jugendsports gesetzlich vorgesehen ist, können die Bezüge weitergewährt werden. 

(3) 	� Besteht zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit im öffentlichen Bereich keine Verpflichtung, 
so kann Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge erteilt werden, wenn dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen. 

§ 5

Dauer des Urlaubs nach den §§ 2, 3 und 4 Abs. 3

(1) 	� ¹ Urlaub nach den §§ 2, 3 und 4 Abs. 3 darf insgesamt für bis zu fünf, ausnahmsweise für bis zu 
zehn Arbeitstage im Urlaubsjahr gewährt werden. ² Urlaub für weniger als einen Arbeitstag und nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird nicht angerechnet.

(2) 	� ¹ Verteilt sich die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage, 
so erhöht oder vermindert sich die Zahl der Urlaubstage nach Absatz 1 entsprechend. ² Bruch-
teile von mindestens 0,5 werden auf einen vollen Tag aufgerundet, geringere Bruchteile werden  
abgerundet.

(3) 	 In besonderen Ausnahmefällen können
	 1. 	 die obersten Dienstbehörden für ihre Beschäftigten,
	 2. 	� die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nachgeordneten Behörden in allen anderen  

Fällen,
	 3. 	� bei Gemeinden, Landkreisen und den der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen  

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die obersten Dienst- 
behörden oder die von ihr bestimmten Stellen Abweichungen von Absatz 1 Satz 1 und § 3  
Abs. 1 Satz 2 zulassen.

§ 6

Urlaub zur Ableistung eines freiwilligen Jahres

Zur Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres oder eines freiwilligen ökologischen Jahres soll Urlaub 
unter Wegfall der Bezüge bis zu 18 Monaten erteilt werden, wenn dringende dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen.

§ 7

Urlaub für Tätigkeiten in zwischen- oder überstaatlichen 
Einrichtungen oder in der Entwicklungszusammenarbeit

Urlaub unter Wegfall der Bezüge kann erteilt werden
	 1.	� für eine hauptberufliche Tätigkeit in öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen  

Einrichtungen
		  a) 	 für die Dauer einer Entsendung,
		  b) 	im Übrigen bis zur Dauer von einem Jahr, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen,
	 2. 	� zur Übernahme von Aufgaben der Entwicklungszusammenarbeit, wenn dienstliche Gründe 

nicht entgegenstehen.
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§ 8

Urlaub zum Erwerb der Befähigung für eine andere Laufbahn 
oder zur Ableistung einer Probezeit

(1) 	 Urlaub unter Wegfall der Bezüge kann erteilt werden
	 1. 	 zum Erwerb einer anderen Laufbahnbefähigung für die Dauer
		  a) 	einer Schul- oder Hochschulausbildung,
		  b) 	�des Vorbereitungsdienstes oder einer Tätigkeit, die an die Stelle des Vorbereitungsdienstes 

tritt (§ 37 der Niedersächsischen Laufbahnverordnung),
	 2. 	� für eine Prüfung zur Zulassung zum Aufstieg oder für einen Laufbahnwechsel und für die hierfür 

notwendige Vorbereitung,
	 3. 	� zur Ableistung einer Probezeit für eine neue Laufbahn, im Falle eines Dienstherrnwechsels nach 

Maßgabe des § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 NBG.

(2) 	 Urlaub nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 darf nur erteilt werden, wenn
	 1. 	 dienstliche Gründe der Beurlaubung nicht entgegenstehen und
	 2. 	� ein dienstliches Interesse für eine Beschäftigung in der anderen Laufbahn von der für die Wahr-

nehmung der dienstrechtlichen Befugnisse zuständigen Behörde, in deren Bereich die Beamtin 
oder der Beamte später verwendet werden will, festgestellt wird.

(3) 	� Bezüge können in entsprechender Anwendung des § 11 Abs. 2 gewährt werden; dies gilt nicht für 
eine auf den Erwerb eines allgemeinbildenden Schulabschlusses gerichtete Schulausbildung.

§ 9

Urlaub aus persönlichen Gründen

¹ Aus wichtigen persönlichen Gründen kann unter Berücksichtigung dienstlicher Interessen Urlaub im 
notwendigen Umfang, auch für weniger als einen Arbeitstag, erteilt werden. ² Die Bezüge sollen nur in 
dem angegebenen Umfang weitergewährt werden:

	 1. 	 Niederkunft der Ehefrau oder der Lebensgefährtin 	 ein Arbeitstag,

	 2. 	� Tod der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebensgefährtin oder
		  des Lebensgefährten, eines Kindes oder Elternteils 	 zwei Arbeitstage,

	 3. 	 Umzug aus dienstlichem Anlass
		  a) 	 innerhalb Deutschlands
		  b) 	in das oder aus dem Ausland ein Arbeitstag, 	 bis zu zwei Arbeitstage,

	 4. 	 25-, 40- und 50jähriges Dienstjubiläum 	 ein Arbeitstag,

	 5. 	 ärztliche Behandlung der Beamtin oder des Beamten, die während	 für die notwendige 
		  der Arbeitszeit erfolgen muss, 	 Abwesenheitszeit,

	 6. 	 für einen Verbesserungsvorschlag
		  a) 	� im Bereich der unmittelbaren Landesverwaltung auf Vorschlag 
			   des Prüfungsausschusses für das Vorschlagswesen in der 
			   niedersächsischen Landesverwaltung und
		  b) 	�im Übrigen auf Vorschlag einer nach den jeweiligen Regelungen 
			   über das Vorschlagswesen zuständigen Stelle 	 bis zu zwei Arbeitstage,

	 7. 	 in sonstigen dringenden Fällen 	 bis zu drei Arbeitstage.

	 1. 	 Niederkunft der Ehefrau oder der Lebensgefährtin

	 2. 	� Tod der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebensgefährtin oder
		  des Lebensgefährten, eines Kindes oder Elternteils

	 3. 	 Umzug aus dienstlichem Anlass
		  a) 	 innerhalb Deutschlands
		  b) 	in das oder aus dem Ausland 

	 4. 	 25-, 40- und 50jähriges Dienstjubiläum

	 5. 	 ärztliche Behandlung der Beamtin oder des Beamten, die während
		  der Arbeitszeit erfolgen muss, 

	 6. 	 für einen Verbesserungsvorschlag
		  a) 	� im Bereich der unmittelbaren Landesverwaltung auf Vorschlag  

des Prüfungsausschusses für das Vorschlagswesen in der  
niedersächsischen Landesverwaltung und

		  b) 	�im Übrigen auf Vorschlag einer nach den jeweiligen Regelungen 
			   über das Vorschlagswesen zuständigen Stelle 

	 7. 	 in sonstigen dringenden Fällen 

ein Arbeitstag,

zwei Arbeitstage,

ein Arbeitstag,
bis zu zwei Arbeitstage,

ein Arbeitstag,

für die notwendige 
Abwesenheitszeit,

bis zu zwei Arbeitstage,

bis zu zwei Arbeitstage,

bis zu drei Arbeitstage.
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§ 9a

Urlaub zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege

(1) 	� Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll gewährt werden bei schwerer Erkrankung

	 1. 	� einer oder eines im Haushalt der Beamtin oder des Beamten lebenden Angehörigen oder Le-
bensgefährtin oder Lebensgefährten, wenn keine andere im Haushalt der Beamtin oder des 
Beamten lebende Person für eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige Beaufsichtigung, 
Betreuung oder Pflege zur Verfügung steht und ein Arbeitstag im Urlaubsjahr

	 2. 	� der Betreuungsperson eines Kindes, das das achte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder 
.wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist, soweit 
keine andere im Haushalt der Beamtin oder des Beamten lebende Person zur Beaufsichtigung, 
Betreuung oder Pflege zur Verfügung steht. bis zu vier Arbeitstage im Urlaubsjahr.

(2) 	� ¹ Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll bis zu vier Arbeitstage im Urlaubsjahr gewährt 
werden bei schwerer Erkrankung eines Kindes, wenn

	 1. 	� dieses Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe  
angewiesen ist und

	 2. 	� keine andere im Haushalt der Beamtin oder des Beamten lebende Person für die nach ärzt- 
licher Bescheinigung notwendige Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege des Kindes zur  
Verfügung steht. 

	� ² In besonderen Einzelfällen kann Urlaub nach Satz 1 bis zu insgesamt zehn Arbeitstage im  
Urlaubsjahr, bei Alleinerziehenden bis zu sechzehn Arbeitstage im Urlaubsjahr, gewährt werden, 
wenn die Beamtin oder der Beamte durch die Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege außer- 
gewöhnlich belastet wird. ³ Urlaub nach Absatz 1 ist bei der Höchstdauer anzurechnen.

(3) 	� ¹ Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines  
Kindes gewährt werden, wenn das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder  
behindert und auf Hilfe angewiesen ist und nach ärztlichem Zeugnis an einer Erkrankung leidet,

	 1. 	� die bereits ein weit fortgeschrittenes Stadium erreicht hat und weiter fortschreitet,
	 2. 	� bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine palliativ-medizinische Behandlung notwendig 

oder von einem Elternteil erwünscht ist und
	 3. 	� die eine begrenzte Lebensdauer von wenigen Monaten erwarten lässt. 
	 ² Der Anspruch besteht nur für einen Elternteil.

§ 9 b 

Sonderregelung für Hauptverwaltungsbeamtinnen und  
Hauptverwaltungsbeamte der Kommunen

1 Urlaub nach § 9 Satz 1 oder § 9 a, der jeweils nicht länger als fünf Arbeitstage dauert, hat die Haupt-
verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte einer Kommune lediglich anzuzeigen. 2 Über die 
Weitergewährung der Bezüge bei der Inanspruchnahme von Urlaub nach § 9 Satz 1 entscheidet die 
Vertretung.

§ 9c

Kuren

(1)	 1 Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge wird erteilt für
	 1. 	� Heilkuren, Sanatoriumsbehandlungen oder medizinische Vorsorge- oder Rehabilitations- 

maßnahmen, die als beihilfefähig anerkannt oder als Maßnahme der beamtenrechtlichen Heil-
fürsorge oder Unfallfürsorge genehmigt worden sind, und

	 1. 	� einer oder eines im Haushalt der Beamtin oder des Beamten le-
benden Angehörigen oder Lebensgefährtin oder Lebensgefährten, 
wenn keine andere im Haushalt der Beamtin oder des Beamten 
lebende Person für eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege zur Verfügung steht und

	 2. 	� der Betreuungsperson eines Kindes, das das achte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist, soweit keine  
andere im Haushalt der Beamtin oder des Beamten lebende  
Person zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege zur Verfügung 
steht. 

ein Arbeitstag 
im Urlaubsjahr.

bis zu vier Arbeitstage 
im Urlaubsjahr.
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	 2. 	� medizinische Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen, die ein Träger der Sozialversicherung, 
eine für die Durchführung des Sozialen Entschädigungsrechts zuständige Verwaltungsbehörde 
oder ein sonstiger Sozialleistungsträger bewilligt hat und die in einer Einrichtung der medizi- 
nischen Vorsorge oder Rehabilitation stationär durchgeführt werden.

	 2 Bei der Festlegung des Urlaubs nach Satz 1 ist auf dienstliche Belange Rücksicht zu nehmen.
	 3 Die Beurlaubung erfolgt für die jeweils anerkannte, genehmigte oder bewilligte Dauer.

(2)	� 1 Urlaub wird für die Begleitung eines Kindes bei einer Maßnahme nach Absatz 1 erteilt, wenn die 
Begleitung nach ärztlicher Bescheinigung erforderlich ist und eine andere im Haushalt der Beamtin 
oder des Beamten lebende Person für die Begleitung nicht zur Verfügung steht.

	� 2 Der Urlaub wird je Kind für bis zu fünfzehn Arbeitstage im Urlaubsjahr erteilt, davon fünf Arbeits- 
tage, für Alleinerziehende zehn Arbeitstage unter Weitergewährung der Bezüge.

§ 9d

Urlaub zur Organisation und Sicherstellung akut erforderlicher Pflege

(1) 	� 1 Beamtinnen und Beamten ist für bis zu zehn Arbeitstage Urlaub unter Weitergewährung der Be-
züge zu erteilen, wenn der Urlaub erforderlich ist, um für eine pflegebedürftige nahe Angehörige 
oder einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine 
bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser Zeit sicherzu-
stellen. 2 § 9 a Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 	� Die Pflegebedürftigkeit, die akut aufgetretene Pflegesituation und das Erfordernis, eine bedarfs-
gerechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung sicherzustellen, ist durch eine 
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen.

§ 10

Urlaub für Heimfahrten

¹ Trennungsgeldberechtigten nach den §§ 3 und 5 Abs. 2 der Trennungsgeldverordnung und Dienst- 
reisenden, deren Aufenthalt an demselben auswärtigen Geschäftsort länger als 14 Tage dauert, kann 
Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge bis zu neun Arbeitstage im Urlaubsjahr für Heimfahrten erteilt 
werden. ² Dies gilt bei einer Entfernung von weniger als 150 km zwischen dem bisherigen Wohnort und 
dem neuen Dienstort nur, wenn die Verkehrsverbindungen bei Inanspruchnahme regelmäßig verkehren-
der Beförderungsmittel besonders ungünstig sind. ³ Besteht für Berechtigte ein Anspruch auf Trennungs- 
geld nur für einen Teil des Urlaubsjahres, so verringert sich der Urlaubsanspruch entsprechend.

§ 11

Urlaub in anderen Fällen

(1) 	� ¹ In anderen als den in den §§ 2 bis 10 genannten Fällen kann bis zu sechs Monaten Urlaub unter 
Wegfall der Bezüge erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen. ² § 5 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) 	� ¹ Dient dieser Urlaub auch dienstlichen Interessen, so können die Bezüge bis zur Dauer von sechs 
Monaten, für die sechs Wochen überschreitende Zeit jedoch nur bis zur halben Höhe, weiter- 
gewährt werden. ² Die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen von den Beschränkungen der  
Dauer und Höhe der Bezügegewährung in Satz 1 zulassen. ³ Bei Gemeinden, Landkreisen und 
den der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts können die obersten Dienstbehörden ihre Befugnisse auf andere Stellen 
übertragen.
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§ 12

Widerruf

(1) 	 Die Urlaubserteilung kann aus zwingenden dienstlichen Gründen widerrufen werden.

(2) 	� Die Urlaubserteilung ist zu widerrufen, wenn von der Beamtin oder dem Beamten zu vertretende 
Gründe den Widerruf erfordern.

§ 13

Ersatz von Aufwendungen

(1) 	� ¹ Mehraufwendungen, die durch einen Widerruf der Urlaubserteilung entstehen, werden nach  
den Bestimmungen des Reisekosten- und Umzugskostensrechts ersetzt, wenn nicht der Widerruf  
nach § 12 Abs. 2 ausgesprochen wird. ² Zuwendungen von anderer Seite zur Deckung der  
Aufwendungen sind anzurechnen.

(2) 	� Ist in den Fällen des § 7 Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 bei Beendigung des Urlaubs schriftlich anerkannt,  
dass dieser dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient, gilt für die Mehraufwen- 
dungen, die anlässlich der Wiederaufnahme des Dienstes entstehen, Absatz 1 entsprechend.

§ 14

Bezüge

(1) 	� ¹ Bezüge im Sinne dieser Verordnung sind die in § 2 Abs. 2 und 3 des Niedersächsischen  
Besoldungsgesetzes (NBesG) aufgeführten Dienstbezüge und sonstigen Bezüge. ² Die vermögens-
wirksame Leistung wird für volle Kalendermonate eines Urlaubs mit gekürzten Bezügen in Höhe  
des für Teilzeitbeschäftigte geltenden Betrages gewährt.

 
(2) 	� ¹ Für die Zeit eines Sonderurlaubs werden besondere Stellenzulagen nach § 39 NBesG, soweit 

ihre Gewährung von einer bestimmten Verwendung abhängt, nicht gezahlt. ² Die Zulagen können  
weitergezahlt werden, wenn ein Sonderurlaub unter Weitergewährung der vollen Bezüge einen  
Monat nicht überschreitet. ³ Die Weitergewährung von Erschwerniszulagen im Sinne des § 46 
NBesG richtet sich nach § 16 der Niedersächsischen Erschwerniszulagenverordnung. 4 Die Zulage 
nach Nummer 2 der Anlage 11 des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes kann während eines 
Urlaubs weitergewährt werden, der dazu dient, die Voraussetzungen für den Aufstieg in die Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Polizei zu schaffen.

 
(3) 	� Ein Urlaub unter Wegfall der Bezüge von längstens einem Monat, im Fall einer Beurlaubung gemäß 

§ 9 a Abs. 4 von längstens drei Monaten lässt den Anspruch auf Beihilfe oder auf Heilfürsorge  
unberührt.

 
(4) 	� Werden in den Fällen des § 8 Abs. 3 oder des § 11 Abs. 2 Zuwendungen von anderer Seite gewährt, 

so sind sie bei der Weitergewährung der Bezüge angemessen zu berücksichtigen.

§ 15 

Angehörige

(1) 	� Nahe Angehörige im Sinne dieser Verordnung sind die in § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes genann-
ten Personen.

(2) 	� Angehörige im Sinne dieser Verordnung sind neben den Personen nach Absatz 1 die in § 20 Abs. 5 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes darüber hinaus genannten Personen.

Nds. SUrlVO
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Satzung des Niedersächsischen Bundes  
für freie Erwachsenenbildung e. V.

In der Fassung vom 25. Mai 2009

§ 1

Name und Sitz

Der Verein führt den Namen „Niedersächsischer Bund für freie Erwachsenenbildung e. V.“. Sein Sitz ist 
Hannover. Er ist in das Vereinsregister eingetragen.

§ 2

Zweck

(1) 	� Der Verein dient der Erwachsenenbildung i. S. d. Niedersächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes 
(NEBG).

	 Der Verein erfüllt seine Aufgaben in der Erwachsenenbildung insbesondere durch:
	 1. 	 Förderung der Zusammenarbeit und des Erfahrungsaustausches der Mitglieder,
	 2. 	 Entwicklung von Grundsätzen und Leitlinien zur Wahrnehmung bildungspolitischer Anliegen,
	 3. 	� Beratung in Fragen der erwachsenenpädagogischen Aufgabenstellung, der institutionellen  

Entwicklung, der Qualitätssicherung und Evaluation,
	 4. 	 Mitarbeiterfortbildung,
	 5. 	 Entwicklung und Bereitstellung von Lehr- und Lernmaterialien.

(2) 	� Der Verein nimmt die ihm gemäß NEBG vom Ministerium für Wissenschaft und Kultur übertragenen 
Aufgaben eines Dachverbandes wahr, indem er Rechtsträger für die Agentur für Erwachsenen- und 
Weiterbildung ist. Die Agentur ist zur Erledigung der im NEBG aufgeführten Aufgaben als selbst-
ständige Stelle gebildet worden. Für alle Angelegenheiten der selbstständigen Stelle ist der Vorstand 
zuständig.

§ 3

Gemeinnützigkeit

(1) 	� Der Verein dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Abschnittes 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig. Eigenwirtschaft-
liche Ziele werden nicht in erster Linie verfolgt. Etwaige Überschüsse sind ausschließlich für die 
genannten Ziele des Vereins bestimmt.

(2) 	� Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
dürfen keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. Keine Person darf durch unverhält- 
nismäßig hohe Aufwandsentschädigungen, die über den Rahmen der in gemeinnützigen Unter- 
nehmungen üblichen Sätze hinausgehen, aus Mitteln des Vereins begünstigt werden.
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§ 4

Mitgliedschaft

(1) 	� Stimmberechtigte Mitglieder können finanzhilfeberechtigte rechtsfähige Landeseinrichtungen, 
rechtsfähige anerkannte Verbände gemäß NEBG und Trägerinnen oder Träger von nichtrechtsfähigen 
finanzhilfeberechtigten Landeseinrichtungen sein. Als Mitglieder ohne Stimmrecht können juris- 
tische Personen aufgenommen werden, die sich überwiegend mit Fragen der Erwachsenenbildung 
befassen.

(2) 	� Die Mitgliedschaft ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Der Vorstand hat über den Antrag  
auf seiner nächstfolgenden Sitzung zu entscheiden, sofern dies unter Berücksichtigung der  
Ladungsfrist möglich ist. Die Mitgliedschaft beginnt nach Ablauf des Monats, in dem der Beschluss 
des Vorstandes gefasst wurde. Gegen einen ablehnenden Beschluss des Vorstandes kann die  
Antragstellerin oder der Antragsteller die Mitgliederversammlung anrufen, die auf ihrer nächst- 
folgenden Versammlung über den Antrag entscheidet.

(3) 	� Der Austritt ist zulässig zum 31. Dezember eines jeden Jahres unter Einhaltung einer Frist von zwölf 
Monaten.

(4) 	� Ein Mitglied kann aus dem Verein wegen vereinsschädigenden Verhaltens, insbesondere wegen 
Verstoßes gegen die Satzung, ausgeschlossen werden.

§ 5

Mitgliederversammlung

(1) 	� Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jeweils innerhalb von sechs Monaten nach Schluss  
eines abgelaufenen Geschäftsjahres statt. Die Mitgliederversammlung wird von der Vorsitzenden 
oder von dem Vorsitzenden, bei deren oder dessen Verhinderung von einer der Stellvertreterinnen 
oder einem der Stellvertreter unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens  
21 Tagen schriftlich einberufen. Weitere Mitgliederversammlungen finden bei Bedarf oder wenn dies 
von mindestens einem Viertel aller Mitglieder schriftlich verlangt wird statt. Jede ordnungsgemäß 
einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. Anträge zur Ergänzung der Tagesordnung 
müssen 14 Tage vor Versammlungsbeginn schriftlich der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vor-
liegen. Eine solche nachträgliche Änderung der Tagesordnung muss von der Mitgliederversammlung 
genehmigt werden. Dringlichkeitsanträge in der Versammlung sind zulässig, wenn die Versammlung  
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen die Berücksichtigung in der Tagesordnung  
beschließt.

(2) 	� Die Sitzung wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden, bei deren oder dessen Verhinderung 
von einer der Stellvertreterinnen oder einem der Stellvertreter, geleitet. Es ist eine Niederschrift  
anzufertigen, die von der Leiterin oder dem Leiter der Versammlung zu unterzeichnen ist.

(3) 	� Jedes stimmberechtigte Mitglied kann bis zu 3 stimmberechtigte Personen entsenden. Jede Person 
hat eine Stimme.

(4) 	 Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für:
	 1. 	 Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden,
	 2. 	 Genehmigung des Geschäftsberichtes und des Rechnungsprüfungsberichtes,
	 3. 	 Beauftragung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers,
	 4. 	 Entlastung des Vorstandes,
	 5. 	 Festlegung der Mitgliedsbeiträge,
	 6. 	 Aufnahme neuer Mitglieder,
	 7. 	 Ausschluss von Mitgliedern,
	 8. 	 Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins.

(5) 	� Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit die 
Satzung nichts anderes bestimmt. Enthaltungen werden als nicht abgegeben gewertet. Für die 
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Beschlüsse über Satzungsänderungen, Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern oder über die 
Auflösung des Vereins sind mindestens Zweidrittel der Stimmen der Anwesenden und mindestens 
die Hälfte der Stimmen aller Vereinsmitglieder erforderlich. Sind weniger als die Hälfte der Mitglieder  
anwesend, so kann innerhalb von 8 Wochen eine weitere Mitgliederversammlung über den  
Gegenstand mit mindestens Zweidrittel der Stimmen der Anwesenden entscheiden ohne Rücksicht 
darauf, ob die Hälfte der Stimmen aller Vereinsmitglieder erreicht wird. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende ist stimmberechtigt.

§ 6

Vorstand

(1) 	� Der Vorstand besteht aus der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und den Mitgliedern gem.  
Abs. 2.

(2) 	� Jedes stimmberechtigte Mitglied mit Ausnahme des Landesverbandes der Volkshochschulen  
Niedersachsens e. V. benennt für jeweils zwei Jahre ein Vorstandsmitglied und ein stellvertre- 
tendes Vorstandsmitglied. Der Landesverband der Volkshochschulen Niedersachsens e. V. benennt  
für jeweils zwei Jahre zwei Vorstandsmitglieder und zwei stellvertretende Vorstandsmitglieder.  
Im Falle der Verhinderung des Vorstandsmitgliedes ist das stellvertretende Vorstandsmitglied  
stimmberechtigt.

(3) 	 Die Vorsitzende oder der Vorsitzende braucht keinem Mitglied anzugehören.

(4) 	� Die Mitgliederversammlung wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie aus dem Kreis der 
Vorstandsmitglieder gem. Abs. 2 zwei stellvertretende Vorsitzende für zwei Jahre.

(5) 	� Der Vorstand wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden, bei deren oder dessen Verhin-
derung von der jeweiligen Stellvertretung mindestens 4 mal jährlich schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung mit einer Mindestfrist von 14 Tagen einberufen. Weitere Vorstandssitzungen sind  
einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder dieses unter Angabe des  
Verhandlungsgegenstandes beantragt. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die  
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit der Zweidrittelmehrheit der abgege- 
benen Stimmen gefasst.

(6) 	� Die Beschlüsse des Vorstandes sind schriftlich niederzulegen und von der Leiterin oder dem Leiter 
der Sitzung und der Protokollantin oder dem Protokollanten zu unterzeichnen. Beschlüsse können 
mit Zustimmung aller Vorstandsmitglieder im schriftlichen Umlaufverfahren erfolgen.

(7) 	� Der Vorstand ist Vorstand im Sinne des § 26 Abs. 2 BGB. Der Verein wird gerichtlich und außer- 
gerichtlich durch zwei Mitglieder des Vorstandes vertreten, von denen eines die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende oder eine stellvertretende Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender sein 
muss.

§ 7

Aufgaben des Vorstandes

1. 	 Festlegung der Grundsätze der Arbeit,
2. 	 Vorbereitung der Mitgliederversammlung,
3. 	 Aufsicht über die selbstständige Stelle Agentur für Erwachsenen- und Weiterbildung
	 3.1 	Berufung und Abberufung der Geschäftsführung der Agentur nach § 2 Abs. 2 dieser Satzung,
	 3.2 	Aufstellung des Haushaltsplanes, Stellenplanes und Investitionsprogramms,
	 3.3 	�Wahl und Beauftragung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers für den Jahres- 

abschluss der Agentur nach § 2 Abs. 2 dieser Satzung,
	 3.4 	�Regelung der Dienstaufsicht über die Geschäftsführung der Agentur nach § 2 Abs. 2 dieser  

Satzung.
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§ 8

Geschäftsführung

Die Erledigung der laufenden Geschäfte des Vereins obliegt der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden. 
Der Vorstand kann eine Geschäftsstelle einrichten und eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer 
bestellen.

§ 9

Beteiligungen
(1) 	� Der Verein kann andere juristische Personen mit wirtschaftlicher Zielsetzung gründen oder sich  

an anderen juristischen Personen auch mit wirtschaftlicher Zielsetzung beteiligen, wenn dies zu 
Erfüllung der Aufgaben förderlich ist oder der Wahrnehmung der Interessen der Mitglieder dient.

(2) 	 Die Vertreterinnen oder Vertreter des Vereins werden vom Vorstand gewählt.

§ 10

Rechnungsprüfung

Die für die Dauer von zwei Jahren gewählten Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer prüfen  
Rechnungslegung, Mittelbewirtschaftung und können gutachtlich und empfehlend Stellung nehmen.

§ 11

Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 12

Auflösung

Bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall eines bisherigen Zweckes fällt das  
vorhandene Vermögen des Vereins zur gemeinnützigen Verwendung für Zwecke der Erwachsenen- 
bildung an das Land Niedersachsen.

Hannover, den 25.05.2009

Niedersächsischer Bund für freie Erwachsenenbildung e. V.

       Dr. Jürgen Walter         Hans-Jürgen Hoffmann
               Vorsitzender         Stellvertretender Vorsitzender



Mitglieder des Niedersächsischen Bundes  
für freie Erwachsenenbildung e. V.
Bildungsvielfalt unter einem Dach – für eine starke Erwachsenenbildung

Bildungsvereinigung ARBEIT  
UND LEBEN Niedersachsen e.V. 

Arndtstr. 20
30167 Hannover 

Tel.: 0511 16491-0 
Fax: 0511 16491-26 

lgst@arbeitundleben-nds.de 
www.arbeitundleben-nds.de

Evangelische Erwachsenenbildung 
Niedersachsen

Odeonstr. 12 
30159 Hannover

Tel.: 0511 1241-413
Fax: 0511 1241-465

EEB.Niedersachsen@evlka.de
www.eeb-niedersachsen.de

Verein Niedersächsischer  
Bildungsinitiativen e.V. 

Warmbüchenstr. 17 
30159 Hannover 

Tel.: 0511 30766-0 
Fax: 0511 30766-33 

info@vnb.de
www.vnb.de

Bildungswerk der Vereinten  
Dienstleistungsgewerkschaft  
(ver.di) in Niedersachsen e.V. 

Goseriede 10 
30159 Hannover

Tel.: 0511 12400500
Fax: 0511 12400510
zentrale@bw-verdi.de

www.bw-verdi.de

Katholische Erwachsenenbildung 
im Lande Niedersachsen e.V. 

Gerberstrasse 26
30169 Hannover

Tel.: 0511 34850-0 
Fax: 0511 34850-33 

info@keb-nds.de
www.keb-nds.de

Landesverband der Volkshoch- 
schulen Niedersachsens e.V. 

Bödekerstr. 16 
30161 Hannover 

Tel.: 0511 300330-50
Fax: 0511 300330-82 

info@vhs-nds.de
www.vhs-nds.de

Bildungswerk der Niedersächsischen 
Wirtschaft gemeinnützige GmbH 

Höfestr. 19-21 (Ecke Lister Damm 2)
30163 Hannover 

Tel.: 0511 96167-0 
Fax: 0511 96167-70 

zentrale@bnw.de
www.bnw.de

Ländliche Erwachsenenbildung  
in Niedersachsen e.V. 

Bernstr. 13
30175 Hannover

Tel.: 0511 30411-0 
Fax: 0511 3631615 

kontakt@leb.de
www.leb-niedersachsen.de

Niedersächsischer Landesverband  
der Heimvolkshochschulen e.V. 

Bödekerstr. 16
30161 Hannover

Tel.: 0511 326961
Fax: 0511 329738

info@landesverband-hvhs.de
www.landesverband-hvhs.de

Landesverband
der Volkshochschulen
Niedersachsens e. V.

IHR BILDUNGSPARTNER



www.nbeb.de www.aewb-nds.de


